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ZUSAMMENFASSUNG

Die Vorlage bzw. das Gesetz (iber die Liechtensteinische Familienhilfe (FHL) sieht
die Errichtung einer selbstdndigen Stiftung des Offentlichen Rechts unter Beibe-
haltung des bisherigen Namens des entsprechenden Vereins «Familienhilfe Liech-
tenstein» vor. Hierfiir wurde das Gesetz iiber die Liechtensteinische Alters— und
Krankenhilfe (LAKG) als Rezeptionsgrundlage herangezogen und im Wesentlichen

libernommen.

Hintergrund dieser Vorlage bzw. Errichtung einer selbstdndigen Stiftung des 6f-
fentlichen Rechts ist ein entsprechender Antrag der Familienhilfe Liechtenstein
e.V. Die neue dffentlich-rechtliche Stiftung wird in alle Rechten und Pflichten des

privatrechtlichen Vereins eintreten.

Zweck der Stiftung ist die Gewdhrleistung einer bestmoglichen ambulanten Pfle-
ge, Betreuung, Unterstiitzung, Koordination der involvierten Leistungserbringer
und Beratung der Betreuungs- und Pflegebediirftigen sowie die Gewdhrleistung
vorbeugender Massnahmen, um der Entstehung von Betreuungs- und Pflegebe-
diirftigkeit entgegenzuwirken. Sofern in einer Gemeinde bereits ein ausreichendes
Angebot einer ambulanten Pflege, Betreuung und Beratung durch eine Familien-
hilfeorganisation besteht, mit der eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen
wurde, kann in den Statuten der Zweck dahingehend eingeschréinkt werden, dass
flir die in dieser Gemeinde wohnhaften Betreuungs- und Pflegebediirftigen keine

Leistungen zur Verfiigung gestellt werden.

Die Einkiinfte der Stiftung sind insbesondere die Beitrdge von Land und Gemein-
den, die Entgelte fiir die von der Stiftung erbrachten Dienstleistungen sowie
Spenden. Die Beitrige von Land und Gemeinden werden je zur Hilfte vom Land

und von den Gemeinden im Verhdltnis ihrer Einwohnerzahl getragen. Ausge-



nommen hiervon sind die Gemeinden, in denen gemdss Statuten keine Leistungen

erbracht werden.

Die Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat, die Geschdftsleitung sowie die Revi-
sionsstelle. Zusdtzlich ist ein Strategierat zusténdig fiir die Festlegung der grund-
sdtzlichen Strategie einschliesslich der Eckwerte der Finanzplanung. Der Strate-
gierat besteht aus den Vorstehern der elf Gemeinden. Vorsteher von Gemeinden,
die die Stiftung nicht finanzieren, nehmen lediglich mit beratender Funktion an

den Sitzungen teil.

Abweichend von der Vernehmlassungsvorlage verfiigt die Familienhilfe Liechten-
stein liber einen eigenen bzw. von der LAK unabhdngigen Stiftungsrat. Damit si-
chergestellt wird, dass die strategischen Entscheidungen in den Bereichen der
ambulanten sowie stationdren Betreuung und Pflege ganzheitlich getroffen wer-
den, wird im Gesetz normiert, dass der Vorsitzende des Strategierates sowie der
Prdsident des Stiftungsrates der LAK an den Sitzungen des Stiftungsrates der Fa-

milienhilfe mit beratender Stimme teilnehmen kénnen.

Zugleich mit der Schaffung eines Gesetzes iiber die Familienhilfe Liechtenstein soll
das Gesetz liber die Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAKG) sowie das
Gesetz iiber Ergdnzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi-
cherung (ELG) abgedindert werden, soweit dies in diesem Zusammenhang not-

wendig bzw. sinnvoll ist.

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

Ministerium flir Gesellschaft und Kultur

BETROFFENE STELLEN

Amt flr Soziale Dienste
Stabsstelle Finanzen
Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe



Vaduz, 3. Mai 2022
LNR 2022-543
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und
Antrag betreffend die Schaffung eines Gesetzes liber die Familienhilfe Liechten-

stein an den Landtag zu unterbreiten.

. BERICHT DER REGIERUNG

1. AUSGANGSLAGE

1.1 Stationdre und ambulante Betreuung und Pflege

Im Bereich der Betreuung und Pflege ist grundsatzlich zwischen der stationdren

und ambulanten zu unterscheiden:?!

Unter ambulanter oder hduslicher Betreuung bzw. Pflege infolge von Krankheit,
Gebrechlichkeit, Invaliditat etc. versteht man alle Formen der Unterstiitzung, die
im haduslichen Umfeld oder in einer Wohngemeinschaft angeboten werden. Ziel
dieser Unterstiitzung ist es, die Menschen aller Altersgruppen so lange wie mog-

lich und so selbstbestimmt wie moglich in ihrem hauslichen Umfeld belassen zu

1 Vgl. hierzu Bericht und Antrag Nr. 120/2020, Seite 14 ff.



konnen. Unter stationdrer Betreuung bzw. Pflege versteht man alle Formen der
Unterstitzung in einem permanenten Aufenthalt in einem Pflegeheim. Mittler-
weile existieren auch Mischformen, beispielsweise die Ubernachtung in der ei-
genen Wohnung und die Betreuung wahrend dem Tag in einem Pflegeheim zu-
sammen mit den dort betreuten stationdren Patienten. Dies kann taglich oder
mehrmals pro Woche der Fall sein oder auch nur wahrend einer bestimmten
Zeit, beispielsweise den Ferien der betreuenden Person oder zur regelmassigen
Entlastung von pflegenden Angehdrigen. Diese Mischformen gewinnen immer
mehr an Bedeutung, denn sie ermoglichen einen moglichst langen Verbleib in
der gewohnten Umgebung und stellen insbesondere auch in einer Ehe oder
Partnerschaft einen gangbaren Weg dar, wenn einer der Partner pflegebedirftig
und der andere zwar ansonsten gesund, aber mit dem Umfang der notigen Pfle-

ge und Betreuung tUberfordert ist.

Die stationare Versorgung wird durch die von der 6ffentlichen Hand betriebenen
Alters- und Pflegeheime der Liechtensteinischen Alters- und Krankenhilfe (LAK)?2
und dem Verein Lebenshilfe Balzers abgedeckt. In Liechtenstein existieren bis

zum heutigen Tag keine privaten Alters- und Pflegeheime.

Die ambulante Versorgung, welche die Pflege und Betreuung in den eigenen vier
Wanden ermoglicht und unterstitzt, wird durch die Familienhilfe Liechtenstein
e.V., die Lebenshilfe Balzers e.V., zwei private Anbieter sowie Vermittlungsagen-
turen fir privat angestellte 24-Stunden-Betreuungspersonen bzw. entsprechen-

de Personalverleihunternehmen wahrgenommen.

2 Vgl. Gesetz vom 30. Juni 2010 Uber die Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAKG), LGBI. 2010

Nr. 243, womit unter dem Namen "Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe" (LAK) eine selbststandi-
ge Stiftung des offentlichen Rechts errichtet wurde.



1.2 Drei-Saulenprinzip der Seniorenbetreuung

Gemass den alterspolitischen Grundsatzen, welche die Regierung bereits im Jah-
re 2007 definiert hat, wird unter anderem ausgefiihrt, dass fiir eine umfassende
Seniorenbetreuung eine ganzheitliche Sichtweise von grosser Bedeutung ist. Zu
beachten ist, dass praventive Massnahmen, ambulante Angebote und stationare
Angebote wie Gefdsse wirken, die miteinander kommunizieren. Wenn praventive
Massnahmen fehlen oder nicht in Anspruch genommen werden, tritt eine Be-
treuungsbedirftigkeit friher ein. Wenn im ambulanten Bereich die Angebote
nicht ausreichen um die Nachfrage zu erfiillen, kommt die Arbeit letztlich auf die
Heime zu. Aus diesem Grund missen die praventiven und ambulanten Angebote

dasselbe Gewicht erhalten wie die stationdren Angebote.3

Wie im Regierungsprogramm 2021 - 2025 ausgefiihrt, soll fir die mittel- und
langfristige Ausrichtung eine zukunftsfahige Altersstrategie erarbeitet werden.*
Die Vorarbeiten fiir die Erstellung einer Altersstrategie haben bereits begonnen
(siehe Kapitel 4.2.4). Der Altersstrategie liegt die Vision zugrunde, dass in Liech-
tenstein Menschen bis ins hohe Alter aktiv am gesellschaftlichen Leben teilneh-
men sowie moglichst unabhangig und selbstbestimmt leben. Die Altersstrategie
soll umfassend angelegt sein und unter anderem die Pflege und Betreuung im

Alter umfassen.

In der Beteiligungsstrategie der Regierung fiir die LAK wird festgehalten, dass

sich die LAK an den von der Regierung definierten alterspolitischen Grundsat-

Vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 9; vgl. auch Beteiligungsstrategie der Regierung fir die Betei-
ligung an der LAK, Anhang 1, Seite 8, abrufbar unter
https://www.lak.li/fileadmin/user_upload/Dokumente/Beteiligungsstrategie.pdf

Siehe Seite 6 und 8 des Regierungsprogramms 2021 — 2025.


https://www.lak.li/fileadmin/user_upload/Dokumente/Beteiligungsstrategie.pdf
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zen zu orientieren hat.> Betreffend das Drei-Saulenprinzip der Seniorenbetreu-

ung wird darin insbesondere Folgendes festgehalten:

Betreuungsbediirftige Menschen sollen so selbstbestimmt und unabhangig leben
konnen, wie es ihre Lebensumstdande moglich machen. Dazu miissen sie mit ei-
genverantwortlichem Handeln wirkungsvoll beitragen. Der Fokus des Handelns
muss sich von der Optimierung der Teilangebote der einzelnen Dienstleistungs-
organisationen l6sen und sich auf den gesamten einrichtungsiibergreifenden
Prozess richten, den ein Mensch unter Umstanden vor und wahrend seiner Be-
treuungsbedirftigkeit durchlduft — also von der Gesundheitsférderung tber die

Pravention und ambulanten Betreuung bis zur stationdren Betreuung.

Daraus ergibt sich abhangig von der Betreuungsintensitadt folgende Betreuungs-

hierarchie:

1. Betreuung zu Hause ohne Unterstlitzung durch ambulante Dienste

2. Betreuung zu Hause mit Unterstiitzung durch ambulante Dienste (Infrastruk-

tur, Dienstleistungen, ambulante Betreuungsdienste)

3. Betreutes Wohnen — moglichst wohnortsnah

4. Stationdre Betreuung — moglichst wohnortsnah

1.3 Familienhilfe Liechtenstein

1.3.1 Allgemeines

Unter dem Namen "Familienhilfe Liechtenstein" besteht ein im Handelsregister

eingetragener gemeinnltziger Verein gemass Art. 246 ff. des liechtensteinischen

3 Vgl. Ziff.3.1 der Beteiligungsstrategie an der LAK mit Verweis auf Anhang 1.
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Personen- und Gesellschaftsrechts (LGBI. 1926 Nr. 4 i.d.g.F.). Der Verein entstand
aus der Fusion des Verbandes Liechtensteinischer Familienhilfen (VLF) als iber-
nehmender Familienhilfe-Verein sowie des Vereins Familienhilfe Triesen, der
Familienhilfe Triesenberg, der Familienhilfe Vaduz, Spitex-Hilfe und Pflege zu
Hause, der Familienhilfe Schaan-Planken und der Familienhilfe Unterland als
Ubertragende Familienhilfe-Vereine. Datum des Inkrafttretens der Reorganisati-

on war der 1. Juli 2013. Der Verein hat seinen Sitz in Vaduz.®

Der Verein bezweckt gemadss Handelsregisterauszug die Organisation, Leitung,
Durchflihrung und Finanzierung der ambulanten Betreuung und Pflege in allen
Gemeinden des Firstentums Liechtenstein, die den Verein fordern und unter-
stlitzen. Der Verein (ibt seine Tatigkeit grundsatzlich im Interesse aller Bewohner
derjenigen liechtensteinischen Gemeinden aus, die den Verein férdern und un-
terstiitzen. Die Betreuungsdienstleistungen kommen den Mitgliedern zu einem

bevorzugten Tarif zu.

1.3.2 Leistungsvereinbarung

Die Familienhilfe Liechtenstein e.V. hat im Dezember 2016 mit dem Land und
den Gemeinden, die den Verein fordern und unterstitzen (alle Gemeinden in
Liechtenstein ausser der Gemeinde Balzers), eine Leistungsvereinbarung betref-
fend Erbringung von Dienstleistungen geschlossen.” Darin wurde unter anderem

folgendes vereinbart:
a) Zielsetzung und Zweck

Die Familienhilfe Liechtenstein stellt im Auftrag von Land und Gemeinden die

umfassende Versorgung der Bevélkerung der Vertragspartner mit Leistungen der

6
7

Vgl. Bericht und Antrag Nr. 73/2014, Seite 8 f.
Vgl. LNR 2016-1817 BNR 2016/1823.
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Hilfe/Betreuung und Pflege zu Hause oder im Rahmen des Service Wohnens bzw.
des Betreuten Wohnens sicher (in der Folge mit «zu Hause» definiert). Mit ihren
Dienstleistungen ermoglicht sie den Einwohnerinnen und Einwohnern, selbstbe-
stimmt mit angemessener Lebensqualitdt so lange als mdoglich in ihrer gewohn-
ten Umgebung leben zu kénnen, verzogert mit ihren Dienstleistungen den Ein-
tritt in eine stationdre Institution und verkiirzt auch Spitalaufenthalte. Im Tatig-
keitsbereich «Pflege» befasst sie sich mit den Aspekten der Gesundheit und
Krankheit und im Tatigkeitsbereich «Hilfe/Betreuung» mit allen Aspekten des

Lebens zu Hause.

Die Hilfe/Betreuung/Begleitung und Pflege zu Hause soll:

. mit ihren Dienstleistungen das Wohnen und Leben zu Hause fiir Menschen
aller Altersgruppen, die auf Hilfe, Pflege, Betreuung und Begleitung ange-
wiesen sind, fordern und unterstitzen. Dies, wenn es medizinisch, pflege-

risch, sozial und wirtschaftlich sinnvoll und vertretbar ist;

. betreuende und pflegende Angehdrige und/oder Bezugspersonen beraten

und unterstiitzen;

. Anlauf- und Koordinationsstelle fiir die Hilfe und Pflege zu Hause sein.

Die Familienhilfe Liechtenstein vernetzt sich mit den Partnern des Gesundheits-
und Sozialwesens fir eine optimale Leistungserbringung, verfligt tUber eine fir
alle internen Dienste verbindliche Klientendokumentation, berat und unterstiitzt
pflegende Angehorige und/oder Bezugspersonen und arbeitet aktiv bei der Ge-

sundheitsforderung und Pravention mit.

b) Zielgruppen und Leistungen

Die Familienhilfe Liechtenstein stellt ein bedarfsgerechtes Angebot an Hil-

fe/Betreuung und Pflege zu Hause sicher, insbesondere fiir
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. Menschen mit besonderen Bediirfnissen, kranke, verunfallte, rekonvales-

zente, betagte oder sterbende Menschen / Palliativsituationen;

. Menschen, die in einer physischen und/oder psychischen Krisen- oder Risi-

kosituation stehen;
. Frauen vor und nach der Geburt eines Kindes;

. (Familien-)Entlastung flr betreuende und pflegende Angehdrige und/oder

Bezugspersonen.

Anspruch auf die Leistungen haben alle Einwohnerinnen und Einwohner im In-
land (ausser Balzers) sowie Personen, die sich als Gaste voriibergehend in diesen
Gemeinden aufhalten. Die Dienstleistungen orientieren sich am ausgewiesenen

notwendigen Bedarf sowie an den Zielen der Familienhilfe Liechtenstein.

Die Familienhilfe Liechtenstein erbringt ihre Dienstleistungen nach Bedarf der
hilfebediirftigen Personen rasch, zielgerichtet und unbirokratisch. Sie achtet auf
die Einhaltung elementarer Grundrechte wie Chancengleichheit und Gleichbe-

handlung.

c) Dienstleistungsangebot

In der Leistungsvereinbarung werden die folgenden Dienstleistungen der Famili-

enhilfe angefiihrt bzw. vereinbart:

aa) Pflege zu Hause (Pflichtleistungen KVG)

Die Leistungen im Bereich der Pflege zu Hause umfassen grundsatzlich samtliche
Pflichtleistungen der obligatorischen Krankenpflegeversicherung gemdss KVG in

Verbindung mit Art. 61 KVV sowie Anhang 4 KVV.

bb) Hilfe und Betreuung zu Hause (Nichtpflichtleistungen KVG)
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Die Familienhilfe Liechtenstein hat folgende hauswirtschaftlichen und sozialbe-

treuerischen Leistungen anzubieten:
. Stellvertretende Haushaltsfiihrung, Unterstiitzung oder Anleitung dazu;

. Betreuung der Kinder bei gesundheitsbedingtem Ausfall der Erziehungs-

verantwortlichen;

. Sozialbegleitende Unterstiitzung in Ergdnzung zu anderen Dienstleistungs-

anbietern;

. Personenbezogene Betreuungsleistungen (gemass strukturierter Bedarfs-

abklarung);

. Entlastungsdienst fiir pflegende und betreuende Angehdrige und / oder

Bezugspersonen;

. Schulung pflegender und betreuender Angehoriger und / oder Bezugsper-

sonen;

. Nachtdienst.

cc) Zusatzdienstleistungen

Die Familienhilfe Liechtenstein kann folgende Zusatzleistungen kostendeckend

anbieten:

. Leistungen, die nicht zu den betreuerischen Grundleistungen bzw. «Nicht-
pflichtleistungen KVG» zdhlen, aber dennoch durch die Familienhilfe Liech-

tenstein angeboten werden kénnen;

. Leistungen, die zu den Grundleistungen im Bereich der ambulanten Be-
treuung bzw. «Nichtpflichtleistungen KVG» zdhlen, aber haufiger wie defi-

niert oder ausserhalb der ordentlichen Einsatzzeiten angefragt werden;

. Transportdienst im Rahmen der ambulanten Betreuung bei bestehendem

Kundenverhaltnis.
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dd) Gemeinwirtschaftliche Leistungen

Die Familienhilfe Liechtenstein ist verpflichtet, die folgenden gemeinwirtschaftli-
chen Leistungen zu erbringen. Diese gemeinwirtschaftlichen Leistungen, welche
Bestandteil der Leistungsvereinbarung sind, kdnnen nicht einem bestimmten

Klienten zugeordnet und verrechnet werden.

. Sicherstellung des Service Public und anderer gemeinwirtschaftlicher Leis-

tungen;
. Sicherstellung der bedarfsgerechten Koordination;
. Leistungen als Ausbildungsbetrieb;
. Gewahrleistung der Einsatze ausserhalb der ordentlichen Einsatzzeiten;

. Koordination der Freiwilligenarbeit in verschiedenen Bereichen.
ee) Einsatzzeiten

Die Familienhilfe Liechtenstein gewahrleistet die folgenden Einsatzzeiten, welche
sich am ausgewiesenen, notwendigen Bedarf und den Zielen der Hilfe/Betreuung

und Pflege zu Hause orientieren:

. Leistungen der Pflege und der Hilfe/Betreuung zu Hause werden téaglich

mindestens von 07:00 bis 22:00 Uhr angeboten (ordentliche Einsatzzeiten);

. Das Nachtangebot der Pflege und der Hilfe/Betreuung zu Hause bei beste-

henden Klientinnen und Klienten ist gewahrleistet;

. Bei Bedarf (zum Beispiel in der Akut- und Palliativphase, etc.) muss durch
die Familienhilfe Liechtenstein die Erbringung der Dienstleistungen wah-

rend 24 Stunden / Tag sichergestellt sein;

. Die Familienhilfe Liechtenstein stellt sicher, dass wahrend 24 Stunden/Tag

eine Pflegefachperson mit Ausbildung auf Tertidrstufe verfigbar ist.



16

Zudem ist derzeit die Fachstelle hausliche Betreuung und Pflege im Sinne von

Art. 3duodecies Abs. 2 ELG bei der Familienhilfe Liechtenstein angegliedert.

Fiir die Fachstelle fiir hdusliche Betreuung und Pflege der Familienhilfe Liechten-
stein e.V., Vaduz wird als Spartenrechnung eine eigenstandige Jahresrechnung

geflihrt und ein separater Jahresbericht erstellt.

1.3.3 Finanzierung

Die Familienhilfe Liechtenstein wird massgeblich von Land und Gemeinden finan-
ziert.® Gemass Leistungsvereinbarung gewahrt das Land grundsétzlich einen leis-
tungsabhangigen Landesbeitrag, der sich aus der effektiv erbrachten Leistungs-
menge und dem Preis pro definierter Leistungseinheit pro Leistungsjahr errech-
net. Mit der budgetierten Leistungsmenge ergibt sich ein maximaler Landesbei-
trag.’ Die Gemeinden des Landes Liechtensteins (alle ausser der Gemeinde Bal-

zers) leisten einen dem Landesbeitrag entsprechenden finanziellen Beitrag.
1.4 Lebenshilfe Balzers e.V.

Die Lebenshilfe Balzers ist ein im Handelsregister eingetragener gemeinniitziger
Verein gemass Art. 246 ff. des liechtensteinischen Personen- und Gesellschafts-
rechtes. Der Verein hat seinen Sitz in Balzers.1° Der Verein wird durch die in Bal-
zers wohnhafte Bevdlkerung und die 6ffentliche Hand getragen. In Anbetracht

der starken finanziellen Unterstitzung durch die Gemeinde Balzers wird diese

Gemass Jahresbericht 2020 betrug der «Beitrag Land» und der «Beitrag Gemeinden» je CHF 3'147°224
bei «Betriebsertrdge total» in Hohe von CHF 12'585’063; vgl. hierzu auch Bericht und Antrag Nr.
120/2020.

Vgl. auch Bericht und Antrag Nr. 75/2021, Seite 11.

Vgl. Art. 1 der Statuten der Lebenshilfe Balzers, abrufbar unter https://www.lebenshilfe-
balzers.li/application/files/8514/9380/0908/Statuten_Lebenshilfe_Balzers_2016_4_22.pdf.

10


https://www.lebenshilfe-balzers.li/application/files/8514/9380/0908/Statuten_Lebenshilfe_Balzers_2016_4_22.pdf
https://www.lebenshilfe-balzers.li/application/files/8514/9380/0908/Statuten_Lebenshilfe_Balzers_2016_4_22.pdf
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mit besonderen Vorrechten bzw. Sonderrechte versehen.* Zweck des Vereins

Lebenshilfe Balzers ist:

a) mit dem Alters- und Pflegeheim Schlossgarten gemass den strategischen Vor-

gaben der Gemeinde stationdre Betreuung und Pflege zu ermoglichen;

b) die Organisation, Leitung Durchfiihrung und Finanzierung der ambulanten
Betreuung und Pflege der Familienhilfe Balzers sowie des Mahlzeitendienstes

in Balzers.

Der Verein Lebenshilfe Balzers libt seine Tatigkeit im stationdaren Bereich im Inte-
resse aller Bewohner des Landes und im Rahmen der vorhandenen Vertrage mit
dem Land oder seinen Institutionen aus. Die ambulanten Dienste werden Be-
wohnern der Gemeinde Balzers zur Verfligung gestellt. Diese Betreuungsdienst-
leistungen der Familienhilfe kommen jedoch vorzugsweise den Vereinsmitglie-
dern zu. Die bevorzugte Behandlung der Mitglieder erfolgt in Form der Verrech-
nung von reduzierten Tarifen und durch besondere Berlicksichtigung bei der Zu-

teilung des zur Verfligung stehenden Personals.*?

Die Gemeinde Balzers hat die folgenden Vorrechte:

a) sie kann zwei Personen in den Vorstand des Vereins delegieren;

b) Beschlisse betreffend die Bestellung des Geschéftsfiihrers, des Budgets, die
Rechnungsabnahme und betreffend die Abdanderung der Statuten in Fragen,
welche die stationare Alterspflege oder die Kompetenzen der Gemeinde be-

treffen, bedirfen der Zustimmung durch die Gemeinde;

1 Vgl. Art. 2 der Statuten der Lebenshilfe Balzers.
12 Vgl. Art. 3 der Statuten der Lebenshilfe Balzers.
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c) sie gibt dem Verein verbindliche Vorgaben hinsichtlich Strategie und Quali-

tatsziele betreffend den Bereich der stationaren Alterspflege;

d) sie nimmt in den Belangen gemass lit. b) und lit. c) die notwendige Aufsicht

wahr und hat dabei ein zwar subsididres, aber direktes Eingriffsrecht.!3

Somit handelt es sich beim Verein Lebenshilfe Balzers bzw. Alters- und Pflege-
heim Schlossgarten um ein von der 6ffentlichen Hand gefiihrten Alters- und Pfle-

geheim i.S.v. Art. 35 SHV.

Der Verein Lebenshilfe Balzers wird massgeblich vom Land und der Gemeinde
Balzers finanziert.'* Gemass Leistungsvereinbarung zwischen dem ASD, der Ge-
meinde Balzers und der Lebenshilfe Balzers e.V. gewédhrt das Land grundsatzlich
einen leistungsabhdngigen Landesbeitrag, der sich aus der effektiv erbrachten
Leistungsmenge und dem Preis pro definierter Leistungseinheit pro Leistungsjahr
errechnet. Mit der budgetierten Leistungsmenge ergibt sich ein maximaler Lan-
desbeitrag. Die Gemeinde Balzers leisten einen dem Landesbeitrag entsprechen-

den finanziellen Beitrag.'®

2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Am 15. Dezember 2020 hat der Verein Familienhilfe Liechtenstein (im Folgenden:
Familienhilfe Liechtenstein) bei der Regierung einen Antrag auf Umstrukturie-
rung des Vereins in eine offentlich-rechtliche Korperschaft eingebracht und die-

sen zusammengefasst wie folgt begriindet:

13 Vgl. Art. 5 der Statuten der Lebenshilfe Balzers.

14 Gemaiss Geschaftsbericht 2020 betrug das «Subtotal Subventionen Familienhilfe» [Balzers] CHF 586'815.
15 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 75/2021, Seite 11.
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Im Rahmen einer Uberpriifung der Entwicklung der Organisation habe sich besta-
tigt, dass die Familienhilfe Liechtenstein inzwischen zu einem systemrelevanten
Partner in der gesamten sozialen, alters- und gesundheitsbezogenen Versorgung

Liechtensteins herangewachsen sei und diese Verantwortung auch wahrnehme.

Der gesellschaftliche Wandel bestimme massgeblich den Entwicklungsbedarf der
Familienhilfe Liechtenstein. Immer mehr Menschen wollten moglichst lange und
selbstbestimmt in den eigenen vier Wanden verbleiben und dort betreut und
gepflegt werden. Es sei die Aufgabe der Familienhilfe Liechtenstein, ihre Leis-
tungsangebote darauf auszurichten. Deshalb sei davon auszugehen, dass die Fa-
milienhilfe Liechtenstein massgeblich mit einer dem demographischen Wandel
und der gednderten Gesellschaftsstruktur geschuldeten weiteren Leistungsstei-
gerung konfrontiert sein werde. Auch die Qualitdt der Leistungen misse sich
stetig weiterentwickeln und den verdanderten Ansprichen der Gesellschaft und
der damit geforderten spezialisierten Fachkompetenz des Personals anpassen.
Die Familienhilfe Liechtenstein bedirfe flr diese immer komplexeren, gesell-
schaftlich geforderten spezialisierten Dienstleistungen dafilir ausgebildetes Per-
sonal. Die generelle Zunahme der Nachfrage nach Dienstleistungen im Bereich
der hduslichen Betreuung und Pflege habe verschiedenste Ursachen und es gel-

te, sich insbesondere folgenden Herausforderungen zu stellen:
. Demographische Entwicklung: Babyboomer sowie Generationenvertrag

. Veranderung der Gesellschaftsstruktur: Ein-Personen-Haushalte sowie Iso-

lation und Vereinsamung

. Zunahme geriatrischer Krankheiten: Multimorbiditat, Demenz, Geron-

topsychiatrie
. Verknappung der Ressourcen
o Fachkraftemangel

o Entwicklung Hausérzte
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o Finanzierungsliicken
. Steuerung der Gesundheitsversorgung
o Fragmentierung der Finanzierung und der Akteure

o Verschiebung der Versorgungskette: ambulant-stationar, akut-

chronisch

Diese Herausforderungen wiirden einerseits eine Mengenausweitung und ande-
rerseits auch einen erhéhten Qualitatsanspruch mit sich bringen, der nur mit

einer Ausweitung an Kompetenz und Mitarbeitenden begegnet werden kénne.

Der Leistungsauftrag der Familienhilfe Liechtenstein sei sehr umfassend und um-
spanne alle Altersklassen. Neben der ambulanten Pflege, der somatischen und
psychiatrischen Spitex und der Betreuung/Hauswirtschaft, gelte es, soziale Un-
terstiitzungsleistungen, die Koordination der Freiwilligenarbeit im Bereich des
Mahlzeitendienstes und weiterer Angebote sowie die Ausbildung zu verschiede-
nen Berufen im Gesundheitsbereich zu bewerkstelligen. Zudem sei zu bedenken,
dass samtliche Dienstleistungen rund um die Uhr und dies 365/366 Tage pro Jahr

angeboten wirden.

Pandemiebedingt sei festzustellen, dass nicht nur die Leistungsstunden in der
Spitex spirbar angestiegen seien, sondern dies in besonderem Masse auch auf
die Leistungsstunden in der hduslichen Betreuung zutreffe. Deutlich verandert
habe sich auch die Zahl der Leistungsstunden pro Klient und Jahr. Hier wiirden
die einzelnen Einsatze in der Pflege wie auch in der Betreuung trotz zunehmen-
der Komplexitat eher kiirzer, dafiir aber komme es beim gleichen Klienten haufig
zu mehreren Einsatzen am Tag. Diese Entwicklung fiihre zu einem viel grosseren
Koordinationsaufwand und zu einer markanten Zunahme an nicht verrechenba-

ren Leistungsstunden.
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Die Betreuungs-, Entlastungs- und Pflegeangebote fiir Menschen mit chronischen
Krankheiten sowie psychischen oder dementiellen Veranderungen wirden lau-
fend der Nachfrage angepasst. Zudem sei die Starkung der pflegenden Angehori-
gen sowie deren Entlastung und Betreuung eine sehr wichtige Aufgabe, um das
System zu stlitzen und den hauslichen Betreuungs- und Pflegeaufwand trotz zu-

nehmender Verknappung der Ressourcen nachhaltig meistern zu kénnen.

Die Familienhilfe Liechtenstein sei als Verein aufgestellt. Mit ca. 5'000 Mitglie-
dern, 54 Delegierten, 210 Mitarbeitenden und (iber 100 ehrenamtlich Tatigen sei
die Entscheidungsfindung in wichtigen Angelegenheiten, welche der Mitglieder-
versammlung bzw. der Delegiertenversammlung vorbehalten sei, sehr schwerfal-
lig und zeitaufwandig. Es miissten bei der Familienhilfe Liechtenstein als Verein,
je nach dem, um welche Art der Entscheidung es sich handle, gemass Statuten
entweder die Mitgliederversammlung oder die Delegiertenversammlung einbe-
rufen und befragt werden. Zudem habe die Familienhilfe Liechtenstein als Ver-
treterin fur das Land und die zehn sie finanziell unterstiitzenden Gemeinden als
primaren Ansprechpartner das Amt fir Soziale Dienste (ASD). Institutionalisierte
und regelmassig anberaumte Besprechungen zwischen dem Ministerium fir Ge-
sellschaft und Kultur und der Familienhilfe Liechtenstein — wie sie mit der LAK
und dem Landesspital Liechtenstein (LLS) langst selbstverstandlich seien — wiir-
den fehlen und nur sporadisch stattfinden. Damit fehle der institutionalisierte
Dialog zwischen den drei systemrelevanten Leistungsanbietern im Gesundheits-
bereich LLS, LAK und Familienhilfe Liechtenstein bzw. Lebenshilfe Balzers e.V.,
die Unmittelbarkeit des Informationsflusses wie auch die rollende Abstimmung

der strategischen Ausrichtungen der genannten drei Institutionen aufeinander.

Der Jahresumsatz der Familienhilfe Liechtenstein habe inzwischen die Marke von

CHF 10 Millionen Uberschritten.
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Der grosste Kostentreiber fir den Bereich der hauslichen Betreuung und Pflege
seien infolge der stark gestiegenen Nachfrage nach Dienstleistungen und Fach-
spezifikationen die daraus resultierenden gestiegenen Personal- und Ausbil-
dungskosten, welche 90 Prozent der gesamten Jahreskosten der Familienhilfe

Liechtenstein ausmachten.

Flir die Familienhilfe Liechtenstein sei erganzend zur Anpassung der rechtlichen
Struktur auch die nachhaltige Sicherung der Finanzierung tGberlebenswichtig. Ein
Einbruch bzw. eine Stagnation in der ambulanten Versorgung wegen unzu-
reichender finanzieller Ausstattung wiirde in den von der Familienhilfe Liechten-
stein versorgten zehn Gemeinden des Landes zu Versorgungsengpdssen oder gar
Versorgungsliicken und in der Folge zu hohen Investitionskosten im stationaren
Bereich fuhren. Fur die nachhaltige Steuerung der Leistungen der Familienhilfe
Liechtenstein sei die strategische Abstimmung mit den anderen Partnern — ins-
besondere der LAK und dem LLS — sehr bedeutsam. Eine Veranderung eines

dieser drei Partner habe immer direkten Einfluss auf die anderen zwei Partner.

Die strategische Verbindung zwischen der Familienhilfe Liechtenstein e.V. und
den anderen institutionellen Akteuren ware nach Ansicht der Familienhilfe Liech-
tenstein die ideale Basis fiir die Entwicklung einer integrierten Versorgung in

Liechtenstein.

Alle diese Uberlegungen hitten geméss Ausfilhrungen im Antrag der Familienhil-
fe Liechtenstein den Vorstand der Familienhilfe Liechtenstein dazu veranlasst,
der Mitgliederversammlung vorzuschlagen, den Verein Familienhilfe Liechten-
stein in eine 6ffentlich-rechtliche Korperschaft analog dem LLS und der LAK zu

Uberfuhren.

Die Mitgliederversammlung habe den Vorschlag des Vorstands auf Umwandlung

des Vereins Familienhilfe Liechtenstein in eine 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft
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einstimmig gutgeheissen und den Vorstand — ebenfalls einstimmig — mit der
Einbringung des entsprechenden Antrags bei der Regierung sowie mit der Auf-
nahme und Fiihrung von damit einhergehenden Verhandlungen und Arbeiten

beauftragt.

Gemass Ausfiihrungen im Antrag der Familienhilfe Liechtenstein habe die Mit-
gliederversammlung den Vorstand zudem dazu ermachtigt, das zum Zeitpunkt
der Umstrukturierung der Familienhilfe Liechtenstein in eine 6ffentlich-rechtliche
Kérperschaft noch vorhandene zweckgebundene und allgemeine Vereinsvermo-
gen in die neue Korperschaft mit derselben Zweckbestimmung wie jener des
heutigen Vereins Familienhilfe Liechtenstein zu Uberfiihren. Erganzend hat die
Familienhilfe Liechtenstein mitgeteilt, dass in der Mitgliederversammlung vom
24. November 2020 in erster Linie dem Vorstand ein Verhandlungsmandat erteilt
worden sei, die Umwandlung in eine 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft anzustos-
sen bzw. einzuleiten und entsprechende Verhandlungen zu fiihren. Details zur
Ausgestaltung dieser neuen Korperschaft seien damals noch nicht bekannt ge-
wesen. Der Vorstand gehe davon aus, dass vereinsrechtlich noch ein weiterer
Zustimmungsbeschluss der Mitgliederversammlung notwendig sei, in welchem
Uber die konkrete Umwandlung in die nunmehr vorgeschlagene o6ffentlich-

rechtliche Stiftung abzustimmen sei.

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

Der vorliegende Gesetzesvorschlag lber die Liechtensteinische Familienhilfe
sieht die Errichtung einer selbstandigen Stiftung des 6ffentlichen Rechts unter
Beibehaltung des bisherigen Namens «Familienhilfe Liechtenstein» (FHLG) vor.

Hierfiir wurde das Gesetz (iber die Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe
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(LAKG)® als Rezeptionsgrundlage herangezogen und im Wesentlichen ber-

nommen.

Das Gesetz iiber die Steuerung und Uberwachung éffentlicher Unternehmen soll

anwendbar sein, sofern das FHLG nichts anderes bestimmt.

Zweck der Stiftung ist die Gewahrleistung einer bestmdoglichen ambulanten Pfle-
ge, Betreuung, Unterstitzung, Koordination der involvierten Leistungserbringer
und Beratung der Betreuungs- und Pflegebediirftigen sowie die Gewahrleistung
vorbeugender Massnahmen, um der Entstehung von Betreuungs- und Pflegebe-
durftigkeit entgegenzuwirken (Art. 3 Abs. 1). Sofern in einer Gemeinde bereits
ein ausreichendes Angebot einer ambulanten Pflege, Betreuung und Beratung
durch eine Familienhilfeorganisation besteht, mit der eine Leistungsvereinbarung
abgeschlossen wurde, kann in den Statuten der Zweck dahingehend einge-
schrankt werden, dass fiir die in dieser Gemeinde wohnhaften Betreuungs- und

Pflegebedirftigen keine Leistungen zur Verfligung gestellt werden (Art. 3 Abs. 4).

Die Einkinfte der Stiftung sind insbesondere die Beitrdage von Land und Gemein-
den, die Entgelte fiir die von der Stiftung erbrachten Dienstleistungen sowie
Spenden. Die Beitrage von Land und Gemeinden werden je zur Halfte vom Land
und von den Gemeinden im Verhaltnis ihrer Einwohnerzahl getragen. Ausge-

nommen hiervon sind die Gemeinden nach Art. 3 Abs. 4 (Art. 5 Abs. 2).

Die Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat, die Geschaftsleitung sowie die Re-
visionsstelle. Zusatzlich ist ein Strategierat zustdndig fir die Festlegung der
grundsatzlichen Strategie einschliesslich der Eckwerte der Finanzplanung (zum
Beispiel Selbstfinanzierungsgrad, Drittfinanzierungsgrad, langfristige Entwicklung

der Kosten pro betreute Person, maximaler Defizitbeitrag oder langfristiger In-

16 vgl. LGBI. 2010 Nr. 243 i.d.g.F.
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vestitionsplan). Der Strategierat besteht aus den Vorstehern der elf Gemeinden.
Vorsteher von Gemeinden, die die Stiftung nicht finanzieren, nehmen lediglich
mit beratender Funktion an den Sitzungen teil (Art. 6 Abs. 5). Das geschaftsmas-
sig fur die Stiftung zustandige Regierungsmitglied sowie der Prdsident des Stif-
tungsrates nehmen beratend Einsitz. Diese Bestimmung entspricht derjenigen im
LAKG (ausgenommen Art. 6 Abs. 5, wonach der Vorsteher von Gemeinden, die
die Stiftung nicht finanzieren, lediglich mit beratender Funktion an den Sitzungen
des Strategierates teilnehmen), sodass der Strategierat der Familienhilfe Liech-

tenstein mit dem Strategierat der LAK identisch ist.

Abweichend von der Vernehmlassungsvorlage verfiigt die Familienhilfe Liechten-
stein Uber einen eigenen bzw. von der LAK unabhangigen Stiftungsrat (Vgl. Art.

9).

Damit sichergestellt wird, dass die strategischen Entscheidungen in den Berei-
chen der ambulanten sowie stationaren Betreuung und Pflege ganzheitlich ge-
troffen werden, wird in Art 9 Abs. 4 normiert, dass der Vorsitzende des Strategie-
rates sowie der Prasident des Stiftungsrates der LAK an den Sitzungen des Stif-
tungsrates der Familienhilfe mit beratender Stimme teilnehmen kénnen (vgl.

auch die analoge Anpassung im LAKG).

Die Stiftung untersteht der Oberaufsicht der Regierung entsprechend Art. 15.

Die neue o6ffentlich-rechtliche Stiftung tritt in alle Rechten und Pflichten des pri-

vatrechtlichen Vereins ein.

Im Rahmen der Vernehmlassung hat die Familienhilfe Liechtenstein darauf hin-
gewiesen, dass der Vorstand lediglich ein Verhandlungsmandat fiir eine Um-
wandlung des Vereins in eine 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft unter Beibehal-

tung der Eigenstindigkeit habe. Das Verhandlungsergebnis, somit der gegen-
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standliche Bericht und Antrag misse von der Mitgliederversammlung gutgeheis-

se» werden.

Der Vorstand der Familienhilfe Liechtenstein hat mitgeteilt, dass er nach Be-
schlussfassung des gegenstandlichen Berichts und Antrages durch die Regierung
aber vor der 1. Lesung der gegenstdndlichen Vorlage im Landtag eine ausseror-
dentliche Mitgliederversammlung einberufen werde. Dabei soll die Zustimmung
der Mitgliederversammlung fur das zwischen dem Ministerium fir Gesellschaft
und Kultur und dem Vorstand der Familienhilfe Liechtenstein ausgehandelte
Verhandlungsergebnis, namentlich den Bericht und Antrag inklusive Gesetzesvor-

lage, eingeholt werden.

Zugleich mit der Schaffung eines Gesetzes lber die Familienhilfe Liechtenstein
soll das Gesetz liber die Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAKG) sowie
das Gesetz Uber Erganzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung (ELG) abgedndert werden, soweit dies in diesem Zusammenhang

notwendig bzw. sinnvoll ist.

4. VERNEHMLASSUNG

4.1 Vernehmlassungsteilnehmer

In der Sitzung vom 8. Juni 2021 hat die Regierung den Vernehmlassungsbericht
betreffend die Schaffung eines Gesetzes Uber die Familienhilfe Liechtenstein ver-
abschiedet und den betroffenen Gemeinden, Verbanden und Organisationen zur

allfalligen Stellungnahme bis zum 9. September 2021 zugestellt.

Zur externen Stellungnahme wurden aufgefordert:

- alle Gemeinden

Familienhilfe Liechtenstein e.V.
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- Lebenshilfe Balzers e.V.
- Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAK)

- Fachstelle fur hausliche Betreuung und Pflege

In der Folge gingen neben 2 internen Stellungnahmen 16 Stellungnahmen nach-

stehend aufgefiihrter Gemeinden und Organisationen ein:

- Gemeinden Eschen, Balzers, Vaduz, Planken, Ruggell, Schellenberg, Schaan,

Triesenberg und Mauren
- Fachstelle fir hausliche Betreuung und Pflege
- Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAK)
- Liechtensteinischer Krankenkassenverband (LKV)
- Datenschutzstelle
- Familienhilfe Liechtenstein e.V.
- Liechtensteiner Patientenorganisation (LIPO)
- Seniorenbund (LSB)
Die folgenden Institutionen haben ohne jegliche Ausfiihrungen auf eine Stellung-
nahme explizit verzichtet:

- Gemeinden Gamprin und Triesen

4.2 Vernehmlassungsergebnis

4.2.1 Grundséatzliches

Die Vorlage wird von den Vernehmlassungsteilnehmern grdsstenteils beflirwor-
tet. Nicht befirwortet wird mehrheitlich der Vorschlag, dass der Stiftungsrat der
Liechtensteinischen Alters- und Krankenhilfe (LAK) zugleich Stiftungsrat der Fami-

lienhilfe Liechtenstein (FHL) ist.
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Nachfolgend wird, sofern angezeigt, auf das allgemeine Vorbringen der Ver-
nehmlassungsteilnehmer eingegangen. Auf konkrete Gesetzesanderungsvor-
schlage wird grundsétzlich in den Erlduterungen zu den einzelnen Bestimmungen

ndher eingegangen.

Die Regierung dankt an dieser Stelle den Vernehmlassungsteilnehmern fiir ihr

Interesse und ihre Anregungen.

4.2.2 Lebenshilfe Balzers e.V. bzw. die Gemeinde Balzers

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Balzers) weist darauf hin, dass die
Gemeinde Balzers, wie alle anderen Gemeinden des Landes, vom LAK-Gesetz
betroffen sei. Die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen wirden fir alle
Pflegeheime des Landes, sowohl fiir die Hauser der LAK als auch fiir den Schloss-
garten in Balzers gelten. Samtliche Einrichtungen wiirden allen Einwohnerinnen
und Einwohnern des Landes in gleichem Masse offen stehen. Im Strategierat sei
der Balzner Vorsteher ebenso vertreten wie die anderen Gemeindevorsteher und
auch die finanzielle Unterstitzung fiir den Heimbetrieb erfolge im ganzen Land
einheitlich, das heisse Land und Gemeinden beteiligten sich an den Betriebskos-
ten und den Investitionen je zur Halfte, wobei die Gemeindekosten gemass Ein-

wohnerschlissel auf alle Gemeinden aufgeteilt wiirden.

Die urspriinglich in den Gemeinden gegriindeten und tatigen Familienhilfen wiir-
den ihre Dienstleistungen seit jeher fiir ihre Gemeinden erbringen. Als Vereine
organisiert, bevorzugten sie dabei in ihren Tarifen die eigenen Mitglieder (die
auch einen Mitgliederbeitrag leisteten). An dieser territorialen Aufteilung und an
der Tarifpolitik habe sich auch nichts gedndert, nachdem sich die Vereine des
Landes — mit Ausnahme der Familienhilfe Balzers — zum Verein Familienhilfe
Liechtenstein zusammengeschlossen hatten. Das heisse, dass die Bewohnerinnen

und Bewohner von Balzers ihre Dienstleistungen heute vom Verein Lebenshilfe
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Balzers beziehen wiirden, wahrend alle anderen Klienten im Land von der Famili-
enhilfe Liechtenstein bedient wiirden. Die Kosten fiir die Klienten seien im gan-
zen Land grundsétzlich identisch und die staatlichen Beitrdage an die Leistungser-
bringer (die beiden Vereine) berechneten sich nach den gleichen Kriterien und
seien in jeweils einer Leistungsvereinbarung mit dem Amt fiir Soziale Dienste
festgehalten. Auch hier Gibernehme das Land die Halfte der Beitrage und die Ge-
meinden den Rest. Im Unterschied zu den Heimen finanziere die Gemeinde Bal-
zers in der ambulanten Betreuung ihren effektiv in Balzers anfallenden Beitrag,
wahrend die anderen zehn Gemeinden ihren gesamten Anteil nach Einwohner-

schliissel unter sich aufteilten.

Grundsétzlich konne festgehalten werden, dass die heutigen Institutionen ihre
Aufgaben im Auftrag von Land und Gemeinden sehr gut erfillen kdnnten. Die
beteiligten Leistungserbringer (LAK, Familienhilfe Liechtenstein und Lebenshilfe
Balzers) wiirden gut und auch gewinnbringend fir Land und Gemeinden zusam-
men arbeiten. Das System kénne und misse aus Balzner Sicht also als Ganzes
erhalten bleiben bzw. missten die gesetzliche Anpassungen so ausgestaltet wer-
den, dass alle Dienstleistungserbringer im Land im Interesse aller Einwohnerin-

nen und Einwohner eine gesicherte Zukunft hatten.

Grundsatzlich konne die Gemeinde Balzers nachvollziehen, dass die Regierung
die Schaffung eines Gesetzes liber die Familienhilfe Liechtenstein anstrebe. Im
Gegensatz zur entsprechenden Ausserung im Vernehmlassungsbericht erkenne
die Gemeinde Balzers aber doch einige konkrete Auswirkungen des Gesetzes auf
die Gemeinde Balzers beziehungsweise die Lebenshilfe Balzers und es seien aus
Sicht der Gemeinde Balzers einige grundlegenden Anpassungen sinnvoll bzw.

notwendig.

Die dem Entwurf fir das FHLG zugrundeliegende Konzeption gehe davon aus,

dass die heute vorhandene territoriale Aufteilung der Dienstleistungserbringung
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der Familienhilfe Liechtenstein (FHL) und der Lebenshilfe Balzers (LHB) neu fak-
tisch auf Gesetzesebene festgeschrieben werde, auch wenn die Lebenshilfe oder
die Gemeinde Balzers im Gesetz nicht namentlich erwdahnt wiirden. Mit dieser
Konzeption werde zwar fir die FHL eine gesetzliche Grundlage geschaffen, aber
es stelle sich die Frage, was dann fiir die Lebenshilfe Balzers gelten solle oder
anders gefragt, welche gesetzlichen Grundlagen letztlich fiir die Einwohnerinnen
und Einwohner von Balzers gelten wirden. Die bisherige Gleichbehandlung der
beiden Vereine bzw. aller Kunden und Gemeinden im ganzen Land, wie sie die
heutigen Leistungsvereinbarungen sicherstellten, sei dann nicht mehr gegeben.
Fiir die Gemeinde Balzers gdbe es keine gesetzliche Grundlage bzw. gelebte Pra-

xis mehr.

Die Regierung werde laut Vorlage fiir die FHL eine Eignerstrategie erlassen. Diese
konnte konsequenterweise nur fiir alle anderen Gemeinden ausser Balzers gel-
ten. Es stelle sich die Frage, wie die Regierung demnach ihre politischen Ziele auf
strategischer Ebene fiir die Gemeinde Balzers festlegen werde oder ob es diese
dann nicht mehr gebe. Der Strategierat gemass Gesetzesvorlage wirde konse-
quenterweise ohne Balzner Vorsteher tagen und die grundlegende Strategie und
Eckwerte der Finanzplanung der Stiftung festlegen. Hierbei stelle sich die Frage,
wie die entsprechenden Themen dann fiur Balzers bearbeitet werden oder ob
das, was fiir alle anderen Gemeinden sinnvoll und notwendig sei, fir Balzers oh-

ne Bedeutung sei.

Diese Ausfiihrungen wirden exemplarisch zeigen, dass die vorgesehene Struktur
aus Sicht der Gemeinde Balzers noch keine geeignete Konzeption fiir die kiinftige
Stiftung Familienhilfe Liechtenstein darstelle und es seien gewisse Anpassungen

notwendig.

Eine Losung kénne sein, dass im FHLG die grundlegende Konzeption angepasst

und auf die territoriale Abgrenzung verzichtet werde. Wie bei der LAK waéren in
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diesem Fall gemass Gesetz alle Gemeinden gleichermassen involviert. Dies wiirde
auch die Mitgliedschaft im Strategierat betreffen, ndmlich alle Gemeindevorste-
her bzw. Blrgermeister und ebenso kdonne die Finanzierung — falls gewollt —
gemadss Einwohnerschliissel auf alle Gemeinden ausgedehnt werden. Die territo-
riale Aufteilung zwischen Familienhilfe Liechtenstein und der Lebenshilfe Balzers
konnte dennoch beibehalten werden. Bei Bedarf konne dies einerseits in den
Statuten der Familienhilfe Liechtenstein definiert werden, die vom Stiftungsrat
erlassen wirden oder dies kdnne in einer Leistungsvereinbarung wie bisher mit

dem ASD festgelegt werden.

Ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers) fiihrt aus, dass die
Lebenshilfe entgegen den Ausfiihrungen im Vernehmlassungsbericht von diesem
Gesetz direkt betroffen sei. Es stelle sich die Frage, wie das Verhaltnis zum Verein
Lebenshilfe zuklinftig ausgestaltet werden solle. Insbesondere, ob alle Regelun-
gen, welche die Regierung oder die Vorsteher im Strategierat der Stiftung vorge-
ben nur fir die Familienhilfe Liechtenstein oder fiir beide Anbieter von ambulan-
ter Pflege und Betreuung gelten und wie diese erarbeitet werden. Die direkte
Involvierung der Lebenshilfe Balzers misse gewadhrleistet sein. Dazu seien Ab-
sprachen mit der Regierung notig, die bei der Behandlung des Gesetzes im Land-
tag vorliegen missten. Grundsatzlich durften fiir die Bewohner von Balzers ge-
geniliber anderen Bewohnern in Liechtenstein keine Nachteile erwachsen und

umgekehrt.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass durch die gegenstindliche Gesetzesvorlage
unter dem Namen «Familienhilfe Liechtenstein» eine selbstdndige Stiftung des
Offentlichen Rechts errichtet wird, die in alle Rechte und Pflichten des privatrecht-
lichen Vereins Familienhilfe Liechtenstein eintritt. Der privatrechtliche Verein Le-
benshilfe Balzers sowie die bestehende Leistungsvereinbarung zwischen der Le-

benshilfe Balzers, dem ASD und der Gemeinde Balzers sowie die entsprechende
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Finanzierung werden hierdurch nicht gedndert, sodass dieser von der Gesetzes-

vorlage grundsdtzlich nicht direkt betroffen ist.

Unabhdéngig davon ist zu betonen, dass eine Ungleichbehandlung der Lebenshilfe
Balzers e.V. bzw. der Einwohner der Gemeinde Balzers sowie der Familienhilfe
Liechtenstein bzw. der Einwohner der anderen Gemeinden mit der gegenstdndli-
chen Vorlage nicht bezweckt wird bzw. weiterhin grundsétzlich eine Gleichbe-
handlung beider Familienhilfen erfolgen soll. Wie auch von der Gemeinde Balzers
gefordert, soll an der bestehenden Situation betreffend Balzers grundsdtzlich
nichts gedindert werden. Insbesondere dndert sich durch die gegensténdliche Ge-
setzesvorlage nichts an den strategischen Vorgaben bzw. der grundlegenden
Strategie der Lebenshilfe Balzers, welche weiterhin in der Leistungsvereinbarung

vereinbart bzw. geregelt werden.

Aufgrund der vorgebrachten Bedenken wurden jedoch die Bestimmungen betref-
fend den Zweck (Art. 3 Abs. 1 und 4), die Finanzierung (Art. 5 Abs. 2) sowie den
Strategierat (Art. 6 Abs. 1 und 5) neuerlich gepriift und entsprechend angepasst

(Siehe hierzu die entsprechenden Erlduterungen zu den jeweiligen Artikeln).

4.2.3 Fachstelle fir hausliche Betreuung und Pflege

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Familienhilfe Liechtenstein) fiihrt aus, dass die
Fachstelle fur hausliche Betreuung und Pflege von der Familienhilfe Liechtenstein
getrennt sein misse, um die Unabhangigkeit der Fachstelle zu gewahrleisten und
Interessenskonflikte zu vermeiden. Die Fachstelle sei lediglich rein administrativ
bei der Familienhilfe Liechtenstein angegliedert, dies sei damals offenbar die
einfachste und am schnellsten realisierbare Variante gewesen. Die Fachstelle sei
seit mindestens 1. Juli 2013 eine vollkommen selbstandige Organisation mit ei-
genen Birordumlichkeiten und eigenem Budget, eigenen Foérdergeldern, eigener

Buchhaltung, eigenem Revisor und eigenem Jahresbericht. Die Angestellten der
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Fachstelle seien zwar bei der Familienhilfe Liechtenstein angestellt, aber in ihrer
Arbeit von der Familienhilfe Liechtenstein vollkommen selbstindig und wei-
sungsungebunden. Die Angestellten wiirden dienstrechtlich direkt der Prasiden-
tin der Familienhilfe Liechtenstein unterstehen und wiirden durch die durch das
ASD hierfiir zugesprochenen Foérdergelder bezahlt. Die aktuelle Lésung bzw. An-
gliederung der Fachstelle bei der Familienhilfe Liechtenstein sei unbefriedigend,
da der Eindruck einer Abhangigkeit suggeriert werde und die Fachstelle anstatt
die Familienhilfe Liechtenstein immer wieder von Case-Managern von Schweizer
Spitdlern kontaktiert werde. Es diirfe keine Verbindung zwischen der Fachstelle
und der Familienhilfe Liechtenstein geben und musse eine Verwechslung bei der
Suche nach Anschlusslésungen filir austretende Patienten vermieden werden.
Aus diesem Grunde misse Art. 3 Abs. 2 Bst. f ersatzlos gestrichen werden. Die
Fachstelle solle als selbstandige Rechtspersdnlichkeit ausgestaltet werden. Zu-
dem werde angeregt, eine Namensanderung in «Fachstelle fir Betreuungs- und

Pflegegeld» vorzunehmen.

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Fachstelle fiir hdusliche Betreuung und Pflege)
merkt an, dass die Zuordnung einer Stelle, die mit der Abkldarung von staatlichen
Beitrdgen beauftragt sei, zu einem bestimmten Leistungserbringer problematisch
sei. Dies auch, weil es diverse Leistungserbringer gebe. Die Unabhangigkeit der
Fachstelle sei nicht ersichtlich. Entscheidend sei, dass die Weisungsunabhangig-
keit der Fachstelle fiir Aussenstehende nachvollziehbar sei, was derzeit nicht der
Fall sei. Des Weiteren werde um eine Umbenennung der Fachstelle in «Fachstelle
fir Betreuungs- und Pflegegeld» gebeten, da der Name irrefiihrend sei. Schliess-
lich wird darum gebeten, die Beschreibung der Aufgaben der Fachstelle einer

gesonderten Prifung zu unterziehen.

Ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Balzers) weist darauf hin,

dass die organisatorische Eingliederung der Fachstelle hdusliche Betreuung und
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Pflege in die Familienhilfe Liechtenstein im Hinblick auf ihre Gbergeordneten,
unabhangigen Aufgaben nicht zweckmadssig sei. Die Fachstelle sollte eigenstandig
sein. Auch ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers) macht
darauf aufmerksam, dass die organisatorische Eingliederung der Fachstelle haus-
liche Betreuung und Pflege in die Familienhilfe Liechtenstein im Hinblick auf ihre
Ubergeordneten, unabhdngigen Aufgaben falsch sei. Diese solle einer anderen

Organisation wie z.B. der AHV-IV-FAK-Anstalten angegliedert werden.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinden Vaduz, Planken, Ruggell,
Schellenberg, Schaan, Triesenberg, Mauren; LIPO; LSB) regen an zu prifen, ob
der Verbleib der Fachstelle bei der Familienhilfe Liechtenstein zweckmassig sei
oder ob eine vollkommen selbstandige Organisation geschaffen werden sollte.
Allenfalls konne diese bei der AHV-IV-FAK angegliedert werden (eine entspre-

chende Priifung wird auch von der LAK angeregt).

Gemdiss Art. 3 Abs. 2 kann die Stiftung zur Erreichung ihres Zwecks eine in ihrer
Aufgabenerfiillung weisungsungebundene Fachstelle gemdiss Art. 3duodecies ELG
flihren, wie dies derzeit der Fall ist. Somit besteht von Gesetzes wegen die Még-
lichkeit, dass die Stiftung weiterhin die Fachstelle fiir héusliche Betreuung und

Pflege fiihrt, was in den Statuten entsprechend zu normieren widire.

Die Organisation und Stellung der Fachstelle hat insbesondere in verfahrensrecht-
licher Hinsicht eine nicht zu unterschétzende Relevanz, weshalb eine allféllige
Angliederung der Fachstelle bei den AHV-IV-FAK-Anstalten eine detaillierte Aus-
einandersetzung mit dem Teil D. des ELG betreffend das Betreuungs- und Pflege-
geld fiir hdusliche Betreuung notwendig machen wiirde, was nicht im Rahmen
dieser Gesetzesvorlage erfolgen soll. Hierfiir erscheint es aufgrund der verfah-
rensrechtlichen Relevanz zudem sinnvoll, die Ausarbeitung des geplanten ATSG
abzuwarten. Zum gegenwdrtigen Zeitpunkt ist jedenfalls eine punktuelle Uberar-

beitung dieser Bestimmungen nicht angezeigt. Die Ausgestaltung der Fachstelle
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als eigene juristischen Person erscheint aufgrund der aktuellen Grdsse nicht sinn-
voll. Aus diesen Griinden wird zum jetzigen Zeitpunkt eine Fortfiihrung der bishe-
rigen Lésung als sinnvoll und notwendig erachtet. Um die im Vernehmlassungs-
verfahren gedusserten Bedenken betreffend Unabhdngigkeit zu beriicksichtigen,

wird im Gesetz explizit normiert, dass die Fachstelle weisungsunabhdngig ist.

Fir eine allfillige Namensdnderung ist keine Gesetzesédnderung oder Anpassung
der Gesetzesvorlage notwendig; hierfiir wére insbesondere eine Anpassung der

Betreuungs- und Pflegegeldverordnung (BPGV) ausreichend.?”

Betreffend die angeregte Priifung der Aufgaben der Fachstelle wird auf die ent-

sprechenden Erlduterungen zur Anpassung des ELG unten verwiesen.

4.2.4 Ubergeordnete Strategie

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Balzers) hat darauf hingewiesen,
dass zu Uberpriifen sei, auf welche geeignete Weise Ubergeordnete, landesweit
glltige strategische Ziele fiir die Versorgung alterer, aber auch anderer hilfsbe-
durftiger Menschen im Land definiert und umgesetzt werden sollten. Wie im
Vernehmlassungsbericht aufgefihrt, wirden die festgelegten alterspolitischen
Grundsatze eine ganzheitliche Sichtweise in der Seniorenbetreuung fordern. Die-
se ganzheitliche Sicht solle auf weitere Dienstleistungserbringer im Themenum-
feld Gerontopsychiatrie, Hospiz, Mutter-/ Kindbetreuung, Sozialpsychiatrie usw.
ausgedehnt werden, weil gerade die offenen Fragen zu diesen Themenstellungen

die Arbeit der Pflegeheime und Familienhilfen wesentlich beeinflusse wiirden.

Auch ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers) hat ausge-
flhrt, dass das Argument der fehlenden strategischen Abstimmung nur bedingt

haltbar sei, zumal neben der Lebenshilfe Balzers auch zum Beispiel das Liechten-

17 Vgl. insbesondere Art. 1, 6 und 7 BPGV.
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steinische Landesspital (LLS) oder der Verein fir Betreutes Wohnen (VBW) als
weitere wichtige Teamplayer dann ebenfalls in diese Uberlegungen mit einbezo-
gen werden mussten. Die Ausrichtung dieser Institutionen zu Themen wie Ge-
rontopsychiatrie, Hospiz, Mutter-/Kindberatung, Sozialpsychiatrie und weitere
offene Fragen wirden die Arbeiten der Pflegeheime und Familienhilfen wesent-
lich beeinflussen. Die Lebenshilfe Balzers habe in den vergangenen Jahren immer
wieder darauf hingewiesen, dass das im Jahr 2007 verabschiedete und nur weni-
gen Eingeweihten Gberhaupt bekannte Konzept zur Alterspolitik gerade im Hin-

blick auf eine ganzheitliche Sicht dringend einer Neufassung bediirfe.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass das Drei-Séulenprinzip der Seniorenbetreuung
und die darin angefiihrten Grundsdtze der Alterspolitik 6ffentlich zugdnglich ist
(siehe auch das Kapitel 1.2 mit weiteren Verweisen). Unabhdngig davon ist hierzu
auszufiihren, dass — wie auch im Regierungsprogramm 2021 — 2025 festgehal-
ten wird — fiir die mittel- und langfristige Ausrichtung eine zukunftsféhige Alters-
strategie erarbeitet werden wird.® Diese soll umfassend das Verhdltnis zwischen
den Generationen abdecken und eine hohe Lebensqualitit im Alter sicherstellen.
Die Altersstrategie soll iiber die Sicherstellung einer nachhaltigen Vorsorge hin-
ausgehen und auch Fragen der Betreuung und Pflege abdecken. Gleichzeitig ist
klar, dass auch die Sicherung der AHV fiir zukiinftige Generationen ein wichtiges
Element der Strategie sein wird. Die Vorarbeiten fiir die Erstellung einer Alters-
strategie haben bereits begonnen (siehe auch Bericht und Antrag Nr. 38/2022,
Seite 23).

Schliesslich soll die angestrebte strategische Vernetzung folgendermassen sicher-

gestellt werden:

18 giche Seite 6 und 8 des Regierungsprogramms 2021 — 2025.
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Das geschdftsmdssig fiir die Familienhilfe Liechtenstein bzw. die LAK zu-
stdndige Regierungsmitglied sowie der Prdsident des jeweiligen Stiftungsra-
tes nehmen an den Sitzungen des Strategierates teil (Art. 6 Abs. 2 FHLG
bzw. LAKG);

Der Strategierat der Familienhilfe Liechtenstein bzw. der LAK ist grundsdtz-

lich identisch;

Der Vorsitzende des Strategierates kann an den Sitzungen des Stiftungsra-
tes der Familienhilfe Liechtenstein bzw. der LAK mit beratender Stimme

teilnehmen (vgl. Art. 9 Abs. 4 Bst. a FHLG und LAKG);

Der Priisident des Stiftungsrates der LAK kann an den Sitzungen des Stif-
tungsrates der Familienhilfe Liechtenstein mit beratender Stimme teilneh-

men und umgekehrt (Art. 6 Abs. 4 Bst. b FHLG und LAKG).

ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERUCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG

Allgemeines

Fir die gegenstandliche Regierungsvorlage fiir ein Gesetz liber die Familienhilfe

Liechtenstein (FHLG) wurde das Gesetz Uber die Liechtensteinische Alters- und

Krankenhilfe (LAKG) als Rezeptionsgrundlage herangezogen. Abweichend wur-

den insbesondere die Zweckbestimmung (Art. 3), die Finanzierungsbestimmung

(Art. 5 Abs. 2) sowie die Bestimmung betreffend den Strategierat (Art. 6 Abs. 5)

geregelt.

5.2

Gesetz liber die Familienhilfe Liechtenstein (FHLG)

ZuArt. 1

Diese Bestimmung entspricht in den Grundziigen Art. 1 LAKG.
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In diesem Artikel wird normiert, dass unter dem Namen «Familienhilfe Liechten-
stein» (FHL) eine selbststandige Stiftung des 6ffentlichen Rechts errichtet sowie

dass der Sitz der Stiftung in den Statuten festgelegt wird.

Es erscheint sachgerecht, die Familienhilfe Liechtenstein analog zur LAK als 6f-
fentlich-rechtliche Institution auszugestalten. Sie soll dabei den gleichen Namen
wie der bisherige privatrechtlich organisierte Verein haben. Die Bezeichnung
Familienhilfe Liechtenstein ist gut eingefiihrt und es gibt keinen Grund, an dieser
bereits vertraut gewordenen Marke etwas zu dndern. Analog den Ubrigen Spezi-
algesetzen offentlicher Unternehmen sowie zum LAKG wird der Sitz der Stiftung

in den Statuten festgelegt.

Zu Art. 2

Diese Bestimmung entspricht Art. 2 LAKG.

Hervorzuheben ist Abs. 2 der Bestimmung, die das Gesetz Uber die Steuerung
und Uberwachung 6ffentlicher Unternehmen (OUSG), LGBI. 2009 Nr. 356 i.d.g.F.,
als erganzend anwendbar erklart, wie dies auch bei den librigen Spezialgesetzen
der Fall ist. Abweichungen von diesem Corporate-Governance-Grunderlass sind
insbesondere im Bereich der Organisation der Stiftung geboten. Es besteht der
Wille, die Stiftung analog zur LAK als gemeinsame Institution und in gemeinsa-
mer Verantwortung von Land und Gemeinden zu fiihren. Dem ist insbesondere

bei der Ausgestaltung der Organisation Rechnung zu tragen.*?

Im als ergdnzend anwendbar erkldrten OUSG sind Bestimmungen zur Steuerung
und Uberwachung sowie Aufsicht und Massnahmen zu finden. Hinzuweisen ist

insbesondere auf die folgenden Bestimmungen des OUSG:

19 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 19.
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Gemass Art. 16 hat die Regierung nach Riicksprache mit der strategischen Fiih-
rungsebene eine Eigner- oder Beteiligungsstrategie festzulegen und diese dem

Landtag zur Kenntnisnahme vorzulegen.

Die Regierung hat gemass Art. 17 jederzeit das Recht, von der strategischen Fiih-
rungsebene eines offentlichen Unternehmens alle massgebenden Informationen
und Unterlagen, die zur Steuerung und Uberwachung notwendig sind, anzufor-

dern.

Gemass Art. 18 Abs. 1 fuhrt die Regierung ein Beteiligungscontrolling, mit wel-
chem ihr insbesondere die folgenden Informationen durch die 6ffentlichen Un-
ternehmen periodisch zur Verfliigung gestellt werden: Umsetzung der Eigner-
oder Beteiligungsstrategie, Hauptaktivitdten einer Berichtsperiode sowie betrieb-
liche Kennzahlen einer Berichtsperiode. Die Regierung erldsst Richtlinien Gber
den Geltungsbereich sowie den Inhalt des Beteiligungscontrollings, die vom 6f-
fentlichen Unternehmen zu beachten sind (Abs. 2). Schliesslich informiert die
Regierung gemass Abs. 3 die Geschaftsprifungskommission einmal jahrlich tber

die Vornahme und Ergebnisse des Beteiligungscontrollings.

Hinzuweisen ist des Weiteren auf Art. 22 betreffend Pflichtangaben im Ge-

schaftsbericht sowie Geheimhaltungspflicht gemaéss Art. 23.

Zu Art. 3

Gemass Abs. 1 ist der Zweck der Stiftung die Gewahrleistung einer bestmogli-
chen ambulanten Pflege, Betreuung, Unterstiitzung und Beratung der im Land
wohnhaften Betreuungs- und Pflegebedurftigen, die Sicherstellung der Koordina-
tion der involvierten Leistungserbringer sowie die Gewahrleistung vorbeugender
Massnahmen, um der Entstehung von Betreuungs- und Pflegebedirftigkeit ent-

gegenzuwirken.
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Gemass Abs. 2 kann die Stiftung zur Erreichung ihres Zweckes insbesondere fol-

gende Aufgaben wahrnehmen:

a) ambulante Pflege und Betreuung von Betreuungs- und Pflegebediirftigen aller
Altersstufen einschliesslich Organisation und Durchfiihrung von vorbeu-

genden Massnahmen;

b) Beratung und Unterstiitzung von betreuenden und pflegenden Angehorigen;

c) die Wahrnehmung der Funktion als Anlauf- und Koordinationsstelle fir die

Betreuung und Pflege zu Hause;

d) Aus- und Weiterbildung von Personen, die in der Stiftung angestellt oder fiir
diese ehrenamtlich tatig sind und solche, die aus dem Beziehungsumfeld
der von der Stiftung betreuten und gepflegten Person stammen und bei

der Betreuung und Pflege mithelfen;

e) Pflege von Kontakten mit den zustandigen Behorden, Beratung derselben so-
wie Stellung allfalliger Antrage fiir behordliche Massnahmen, die zur Ver-
besserung der Situation oder zur Abstellung von Missstanden erforderlich

erscheinen;

f) Flihrung einer in ihrer Aufgabenerfiillung weisungsunabhangigen Fachstelle

nach Art. 3duodecies ELG;

g) Sicherstellung des Service Public und anderer gemeinwirtschaftlicher Leistun-

gen.

Die Stiftung kann gemass Abs. 3 alle mit diesem Zweck in Zusammenhang ste-

henden Tatigkeiten austben.
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Hierbei wurde im Wesentlichen der Zweck gemass bestehender Leistungsverein-
barung mit dem ASD Gbernommen und diese Zweckbestimmung entspricht im

Aufbau bzw. teilweise auch der Zweckbestimmung in Art. 3 LAKG.

Abs. 2 umschreibt in einer beispielhaften Aufzahlung die Aufgaben, welche die
Stiftung zur Erreichung ihres Zwecks wahrnehmen kann. Dabei soll die Stiftung
nicht rechtlich zur Erfillung aller der in dieser Bestimmung aufgelisteten Aufga-
ben verpflichtet werden, sondern es soll der Rahmen fiir mogliche Aufgaben ab-

gesteckt werden, weshalb dieser Absatzes als Kann-Bestimmung formuliert ist.2°

Sofern in einer Gemeinde bereits ein ausreichendes Angebot einer ambulanten
Pflege, Betreuung und Beratung durch eine Familienhilfeorganisation besteht,
mit der eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen wurde, kann gemass Abs. 4 in
den Statuten der Zweck dahingehend eingeschrankt werden, dass fir die in die-
ser Gemeinde wohnhaften Betreuungs- und Pflegebediirftigen keine Leistungen

zur Verfliigung gestellt werden.

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Balzers) hat die territoriale Abgren-
zung in Art. 3 Abs. 1 bemangelt und vorgeschlagen, diese Abgrenzung anstatt auf

Gesetzesebene in den Statuten oder in der Leistungsvereinbarung zu normieren.

Ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Familienhilfe Liechtenstein) hat darauf
hingewiesen, dass die vorgeschlagene Formulierung nicht ausreichend und un-
prazise sei. Es werde nicht naher bestimmt, was man unter "ausreichendes An-
gebot" zu verstehen sei, noch wer befugt sei, darliber zu entscheiden, ob ein

"ausreichendes Angebot" vorliege.

In Art. 3 Abs. 1 wird beim Zweck der Stiftung auf eine territoriale Abgrenzung auf

Gesetzesstufe verzichtet. In Art. 3 Abs. 4 wird jedoch normiert, dass in den Statu-

20 Vgl. auch Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 23.
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ten der Zweck dahingehend eingeschrénkt werden kann, dass fiir die in dieser
Gemeinde wohnhaften Betreuungs- und Pflegebediirftigen keine Leistungen zur
Verfiigung gestellt werden, sofern in einer Gemeinde bereits ein ausreichendes
Angebot einer ambulanten Pflege, Betreuung und Beratung durch eine Familien-
hilfeorganisation besteht, mit der eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen
wurde bzw. die mittels Leistungsvereinbarung entsprechend gebunden wurde.
Abs. 4 entspricht somit grundsdtzlich den Statuten der Lebenshilfe Balzers, wo-
nach lediglich die Einwohner der Gemeinde Balzers Anspruch auf eine ambulante
Betreuung haben (siehe vorne Ziff. 1.3 mit Verweis auf Art. 3 der Statuten der
Lebenshilfe Balzers), sodass es notwendig und konsequent erscheint, in den Sta-
tuten der Familienhilfe Liechtenstein eine analoge Bestimmung zu normieren. Art.
3 Abs. 4 stellt die gesetzliche Grundlage dar, damit in den Statuten im Bedarfsfall
eine entsprechende Einschrénkung des Zwecks erfolgen kann. Durch die Ein-
schrinkung in Abs. 4 auf Familienhilfeorganisationen, mit denen eine Leistungs-
vereinbarung abgeschlossen bzw. die mittels Leistungsvereinbarung entspre-
chend gebunden wurde, wird der Begriff des ausreichenden Angebotes prdzisiert.
Da derzeit mit der Lebenshilfe Balzers eine Leistungsvereinbarung fiir die Ge-
meinde Balzers abgeschlossen wurde und somit davon auszugehen ist, dass ein
ausreichendes Angebot in Balzers besteht, kénnte in den Statuten der Familienhil-
fe Liechtenstein normiert werden, dass fiir die Einwohner der Gemeinde Balzers
kein Anspruch auf Leistungen besteht. Damit wird die territoriale Abgrenzung
nicht auf Gesetzesstufe normiert; die bisherige Abgrenzung kann jedoch auf Ebe-

ne der Statuten normiert werden.

Zwei Vernehmlassungsteilnehmer (LAK und Familienhilfe Liechtenstein) haben
vorgeschlagen, Abs. 2 lit. d dahingehend anzupassen, dass die Stiftung zur Errei-
chung ihres Zweckes nicht nur die Aus- und Weiterbildung von Personen, die in
der Stiftung tatig sind, fordern kann, sondern auch von Personen aus dem famili-

aren oder sozialen Umfeld oder ehrenamtlich Tatige.
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Dieser Einwand ist berechtigt, sodass Abs. 2 lit. d entsprechend angepasst wurde.

In Bst. f wird normiert, dass die Familienhilfe Liechtenstein eine in ihrer Aufga-
benerfiillung?! weisungsunabhingigen Fachstelle gemass Art. 3duodecies ELG
fuhren kann bzw. darf, wie dies bisher bereits der Fall ist.?2 Somit handelt es sich
lediglich um eine administrative Unterstellung.?® Folglich besteht von Gesetzes
wegen die Moglichkeit, dass die Stiftung weiterhin die Fachstelle fiir hausliche
Betreuung und Pflege fiihrt, was in den Statuten entsprechend zu normieren

ware (siehe hierzu auch das Kapitel 4.2.3).

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers) hat ausgefihrt, dass fiir die
Stiftung nicht nur eine Pflicht zu Kontakten mit den zustandigen Behorden be-
stehen solle (Verweis auf Art. 3 [Abs.2] Bst. e), sondern in Art. 10 bei den Aufga-
ben des Stiftungsrates normiert werden miusse, dass die Stiftung mit Organisati-

onen mit gleichem Zweck zusammen arbeiten misse.

Diesbeziiglich ist darauf hinzuweisen, dass in Abs. 2 lediglich beispielhaft nor-
miert wird, welche Aufgaben die Stiftung zur Erreichung ihres Zweckes wahrneh-
men kann, sodass eine entsprechende Ergdnzung nicht passend erscheint. Im Ub-

rigen wird auf die Erlduterungen zu Art. 10 verwiesen.

Zu Art. 4
Die Umschreibung des Stiftungsvermdgens entspricht der Bestimmung in Art. 4

LAKG.?*

21 sjehe hierzu insbesondere Art. 3duocecies ELG und Art. 9 f. BPVG.

22 \/g|. hierzu Art. 6 PBGV, LGBI. 2009 Nr. 313.

23 Analog zur Opferhilfestelle, die beim Amt fir Justiz eingerichtet ist, vgl. Art. 9 Opferhilfegesetz, LGBI.

2007 Nr. 228, und Bericht und Antrag Nr. 119/2012, Seite 18.

24 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 23.
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Zu Art. 5

Diese Bestimmung entspricht — ausgenommen von Abs. 2 — dem Art. 5 LAKG.

Aufgrund der Anpassung von Art. 3 Abs. 4 (siehe hierzu auch die Erlduterungen
zu Art. 3) erscheint es angezeigt und konsequent, Art. 5 Abs. 2 betreffend die
Beitrdge von Land und Gemeinden dahingehend anzupassen, dass diese Beitrage
je zur Halfte von Land und jenen Gemeinden, in denen die Stiftung Leistungen
erbringt (Art. 3 Abs. 4), im Verhaltnis ihrer Einwohnerzahl getragen werden. Dies
entspricht der bisherigen Regelung und es wird dadurch die Finanzierung der
Lebenshilfe Balzers nicht tangiert bzw. geandert. Gemass derzeitiger Leistungs-
vereinbarung zwischen der Familienhilfe Liechtenstein, dem ASD und den Ge-
meinden (ausser der Gemeinde Balzers; siehe hierzu das Kapitel 1.3.3) wird die
Familienhilfe Liechtenstein vom Land sowie von allen Gemeinden ausser der

Gemeinde Balzers finanziert.

Die Details der Finanzierung, insbesondere hinsichtlich Gewinnverwendung, Ver-
lusttragung und Vermogensbildung kdnnen weiterhin im Rahmen einer Leis-

tungsvereinbarung oder sodann in der Beteiligungsstrategie festgelegt werden.?®

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Familienhilfe Liechtenstein) schlagt vor, in Abs.

1 «allgemeine und zweckgebundene Spenden und Legate» zu erganzen.

2> Gemiss Leistungsvereinbarung (LV) gewahrt das Land grundsatzlich einen leistungsabhéngigen Landes-
beitrag, der sich aus der effektiv erbrachten Leistungsmenge und dem Preis pro definierter Leistungs-
einheit pro Leistungsjahr errechnet. Mit der budgetierten Leistungsmenge ergibt sich ein maximaler
Landesbeitrag; siehe insbesondere die Ziff. 9 und 13 sowie die Anhdnge 1 bis 3 der LV;

Siehe z.B. die Eignerstrategie der Regierung fir die Stiftung Liechtensteinisches Landesspital, Ziff. 3.1
Vorgaben Zu den Finanzen, Seite 8, abrufbar unter www.landesspital.li/wp-
content/uploads/downloads/lls_20130115_eignerstrategie_der_regierung_fl_fuer_die_stiftung.pdf ,
oder die Eignerstrategie der Regierung fiir den Liechtensteinischen Rundfunk (LRF), Ziff. 4.2 Vorgaben zu
den Finanzen, Seite 4 f., abrufbar unter
www.radio.li/application/files/6715/6806/6369/Eignerstrategie Liechtensteinischer Rundfunk LRF 20
19.pdf



http://www.landesspital.li/wp-content/uploads/downloads/lls_20130115_eignerstrategie_der_regierung_fl_fuer_die_stiftung.pdf
http://www.landesspital.li/wp-content/uploads/downloads/lls_20130115_eignerstrategie_der_regierung_fl_fuer_die_stiftung.pdf
http://www.radio.li/application/files/6715/6806/6369/Eignerstrategie_Liechtensteinischer_Rundfunk_LRF_2019.pdf
http://www.radio.li/application/files/6715/6806/6369/Eignerstrategie_Liechtensteinischer_Rundfunk_LRF_2019.pdf
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Allgemeine und zweckgebundene Spenden und Legate fallen unter «sonstige Ein-
kiinfte» gemdss Bst. d. Ein Abweichen vom LAKG erscheint nicht sinnvoll

und/oder notwendig.

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (LAK) regt an, die Finanzierung analog der Fi-
nanzierung der LAK zu gestalten, namentlich keine Gewinnorientierung sowie ein

allfalliges Defizit Gber eine Defizitgarantie abzudecken.

Die Ausgestaltung der Ausrichtung eines Staatsbeitrags kann an verschiedene
Vorgaben geknlipft werden. So erfolgte die Finanzierung der Familienhilfe Liech-
tenstein bis anhin (iber eine Leistungsvereinbarung. Unabhdngig von der Organi-
sationsform (éffentliches oder privates Unternehmen) kann die Finanzierungs-
form fiir die Familienhilfe Liechtenstein im bestehenden Rahmen weitergefiihrt
oder neu ausgestaltet werden. Eine Anderung der bisherigen Finanzierung ist
jedoch nicht angedacht (siehe hierzu auch das Kapitel 1.3.3). Aufgrund dessen
scheint eine gesetzliche Verankerung der Defizitgarantie analog zu Art. 27 Abs. 2

des Sozialhilfegesetzes (SHG)?° nicht angezeigt oder zielfiihrend.

Ein weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Balzers) flihrt aus, dass die
Finanzierung — falls erwiinscht — gemass Einwohnerschlissel auf alle Gemein-

den ausgedehnt werden koénnte.

Eine analoge Finanzierung zur LAK, d.h. aufgeteilt auf alle Gemeinden nach Ein-
wohner, erscheint nicht passend, da der Verein Lebenshilfe Balzers gemdss Statu-
ten nur Einwohner von Balzers ambulant betreut und pflegt bzw. die ambulanten

Dienste lediglich den Bewohnern der Gemeinde Balzers zur Verfligung stellt (dies

26 «1) Die Kosten der wirtschaftlichen Hilfe, einschliesslich der Kosten fiir Vorschisse auf Unterhaltsbeitra-

ge (Art. 9), die Kosten der stationdren Betreuung von Hilfsbediirftigen sowie die Betriebsdefizite fiir von
der offentlichen Hand gefiihrte Alters- und Pflegeheime sind je zur Halfte vom Staat und von den Ge-
meinden im Verhaltnis ihrer Einwohnerzahl zu tragen. Der Personal- und Verwaltungsaufwand des Lan-
des und der Gemeinden unterliegt nicht dieser Lastenverteilung.»
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im Gegensatz zum stationdiren Bereich, in dem der Verein im Interesse aller Be-

wohner des Landes tdtig ist; vgl. auch das Kapitel 1.4).

Zu Art. 6

Diese Bestimmung entspricht (ausgenommen Abs. 5) Art. 6 LAKG.

Die grundsatzliche Strategie der Stiftung wird vom Strategierat festgelegt, damit
die Gemeinden tatsdachlich weiterhin aufgrund ihrer Finanzierungsfunktion einen
gewichtigen Einfluss auf die Entwicklung der Stiftung nehmen kdnnen (siehe aber
die Ausnahme gemass Abs. 5). Dabei kann der Strategierat fiir die eigentliche
Ausarbeitung der Strategie auf das Know-how des Stiftungsrates zurlickgreifen
und holt entsprechende Vorschldge ein. Er ist indessen nicht an die Vorschlage

des Stiftungsrates gebunden.?’

Abs. 1 regelt die Zusammensetzung des Strategierates. Dieser besteht aus den
Vorstehern der elf Gemeinden. Sie wahlen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. Das
zustandige Regierungsmitglied soll an den Sitzungen des Strategierates teilneh-
men, allerdings ohne Entscheidungsbefugnis, sondern nur mit beratender Funk-
tion (Abs. 2). Wie oben bereits ausgefiihrt, sollen die Gemeinden bei der Ent-

wicklung der langfristigen Strategie entsprechend Einfluss haben.

Der Strategierat kann nach Bedarf externe Fachleute beiziehen. Auch ein Beizug
von Fachpersonal der Landesverwaltung ist moglich, wobei dafilir das Einver-

standnis der Regierung erforderlich ist.

Abs. 4 erwdhnt die Geschaftsordnung, in welcher Einzelheiten zur Arbeitsweise

und Beschlussfassung des Strategierates geregelt werden.?®

27 vgl. Bericht und Antrag 15/2010, Seite 24.
28 Vgl. Bericht und Antrag 15/2010, Seite 25.
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Vorsteher von Gemeinden, die die Stiftung nicht finanzieren (vgl. Art. 5 Abs. 2),
nehmen gemadss Abs. 5 lediglich mit beratender Funktion an den Sitzungen des

Strategierates teil.

Zwei Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers; Gemeinde Balzers) haben
ausgefuhrt, dass auch bei der Familienhilfe Liechtenstein, wie bei der LAK, der
Vorsteher der Gemeinde Balzers Einsitz im Strategierat haben sollte. Auch ein
weiterer Vernehmlassungsteilnehmer (LAK) hat ausgefiihrt, dass zwecks best-
moglicher Koordination der ambulanten und stationdren Langfriststrategie ein
mit der LAK identischer Strategierat sinnvoll sei. Schliesslich haben mehrere Ver-
nehmlassungsteilnehmer (Gemeinden Ruggell, Schellenberg, Schaan, Triesen-
berg, Mauren; Familienhilfe Liechtenstein) darauf hingewiesen, dass die strategi-
sche Ausrichtung bzw. Verbindung der Familienhilfe Liechtenstein und der LAK

auf Ebene des Strategierates sichergestellt werden solle.

Aufgrund dieser Stellungnahmen wurden die Bestimmungen betreffend den Stra-
tegierat (Art. 6 Abs. 1 und 5) dahingehend angepasst, dass dieser aus allen Vor-
stehern besteht, dass aber Vorsteher von Gemeinden, die die Stiftung nicht finan-
zieren, lediglich mit beratender Funktion an den Sitzungen des Strategierates
teilnehmen. Damit ist sichergestellt, dass sdmtliche Vorsteher an den grundle-
genden strategischen Entscheidungen beteiligt sind. Ein Stimmrecht betreffend
die Stiftung erscheint jedoch nur fiir jene Vorsteher angezeigt, dessen Gemeinden
die Stiftung auch finanzieren. Derzeit sind dies die Vorsteher simtlicher Gemein-
den ausser der Gemeinde Balzers. Analog haben die Vorsteher sémtlicher Ge-
meinden ausser Balzers auch kein Stimmrecht im Verein Lebenshilfe Balzers bzw.
lediglich die Gemeinde Balzers Vorrechte im Verein Lebenshilfe Balzers (vgl. Art. 5

der Statuten; siehe hierzu auch das Kapitel 4.2.2 und 4.2.4).

Zu Art. 7

Diese Bestimmung entspricht grundsatzlich Art. 7 LAKG.
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Wesentlich ist, dass nicht nur in verbaler Form eine Strategie definiert wird, son-
dern dass auch verbindliche Eckwerte der Finanzplanung festgelegt werden. Dies
gibt den Gemeinden die Sicherheit, dass die Stiftung und auch die Regierung bei
der kiinftigen Entwicklung der Stiftung die definierte Strategie samt Eckwerten

zwingend zu beriicksichtigen haben.?®

Aufgrund der gemeinsamen Finanzierung von Land und Gemeinden (vgl. Art. 5
Abs. 2) und basierend auf der Grundiiberzeugung, dass weder das Land den Ge-
meinden, noch die Gemeinden dem Land eine bestimmte Entwicklung der Stif-
tung aufzwingen konnen soll, ist es geboten, dass die von den Gemeinden defi-
nierte Strategie der Zustimmung durch die Regierung unterliegt. Dies damit die
Regierung ihre von der Verfassung vorgegebene Rolle als Oberaufsichtsbehérde
effektiv wahrnehmen kann. Auch entspricht dieser Ansatz der Finanzierung, die
wie bisher halftig zwischen Land und Gemeinden (derzeit ohne Balzers) aufgeteilt

sein soll.30

Der Strategierat legt vorbehaltlich Art. 15 Abs. 2 Bst. a (Genehmigung durch die
Regierung) unter Bericksichtigung der Beteiligungsstrategie der Regierung die
grundsatzliche Strategie der Stiftung (Langfriststrategie) einschliesslich der Eck-
werte der Finanzplanung fest. Der Stiftungsrat hat zuhanden des Strategierates
einen Entwurf fur die grundsatzliche Strategie einschliesslich der Eckwerte der

Finanzplanung zu erarbeiten (Art. 10 Abs. 1 Bst. f).3!

Die Langfriststrategie legt die wesentliche Marschrichtung der Unternehmung fir
die nachsten finf bis zehn Jahre fest. Sie beinhaltet in allgemeiner, aber verbind-

licher Weise die Absichten, Schwerpunkte und Prioritdaten fir die langfristige

29 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 27.

30 vg|. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 27.
31 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 12.
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Entwicklung der Stiftung. Sie dient als Grundlage flr alle spateren, konkreten
Entscheidungen der Unternehmung. Durch die Beteiligungsstrategie sowie durch
den in Art. 15 Abs. 2 Bst. b vorgesehenen Genehmigungsvorbehalt fur die grund-
satzliche Strategie des Strategierats wird der Regierung ermoglicht, die Perspek-
tive des Staates beziglich der Zielsetzungen klarzustellen. Dies bedingt bei Vor-
liegen von Differenzen Uber die grundsatzliche Ausrichtung der Stiftung somit
eine aus der bestehenden Konstellation der gleichteiligen Beteiligung von Land
und Gemeinden resultierende Abstimmung. Die Stiftung soll analog zur LAK eine
gemeinsame Einrichtung von Land und Gemeinden sein, in der die doppelte Tra-
gerschaft angemessen zum Ausdruck kommt (vgl. aber Art. 3 Abs. 4, Art. 5 Abs. 2
und Art. 6 Abs. 5).3?

Entscheidend ist, dass der Strategierat die Kriterien der kiinftigen Entwicklung
festlegt. Mit der Festlegung von Eckwerten fiir die Finanzplanung, die ausdrick-
lich in Art. 7 der Gesetzesvorlage erwahnt werden, verfiigt der Strategierat tGber
ein wirksames Steuerungsmittel. Er hat es damit in der Hand, die kiinftige Ent-
wicklung der Stiftung grundsétzlich zu bestimmen, ohne dass er sich mit einzel-
nen Budgetpositionen und Ausgabebeschliissen befassen muss. Dies soll Sache

des Stiftungsrates und im delegierten Rahmen der Geschiftsleitung sein.33

Die Eckwerte der Finanzplanung werden vom Strategierat — auf Vorschlag des

Stiftungsrates — festgelegt. Eckwerte kdnnten etwa sein:3*

. Selbstfinanzierungsgrad, d.h. der Anteil der Aufwendungen, welche lang-
fristig durch betriebliche Ertrage zu decken sind (und nicht durch Beitrage

der offentlichen Hand);

32 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 12 f.

33 vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 13.
34 Epd.
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. Drittfinanzierungsgrad, d.h. beispielsweise Anteile der Beitrdge der Kran-
kenkasse, die von den Betreuungs- und Pflegebediirftigen zu tragenden Ta-

rife etc. am Gesamtaufwand;
. langfristige Entwicklung der Kosten pro betreute Person;

. Festlegung der langfristigen Investitionsplanung.

In der Praxis der LAK beinhalten die Eckwerte der Finanzplanung insbesondere
den minimalen Eigenfinanzierungsgrad sowie den maximalen Defizitbeitrag von

Land und Gemeinden.

Wesentlich dabei ist, dass die vom Strategierat definierten Eckwerte verbindlich
sind. Dies kommt in Art. 15 Abs. 3 zum Ausdruck. Die Regierung darf somit ein
Budget der Stiftung nur dann genehmigen, wenn die Eckwerte der Finanzplanung
eingehalten sind. Eine Ausnahme ist nur dann moglich, wenn die Mehrheit der
Gemeinden zustimmt. Diese Ausnahmemaoglichkeit ist erforderlich, weil es zu
Situationen kommen kann, in denen aus unvorhersehbaren Griinden finanzieller

Mehrbedarf entsteht.3®

Der Stiftungsrat ist fir die Festlegung der Unternehmensstrategie zustandig. Die-
se hat sich an den Vorgaben der Beteiligungsstrategie der Regierung sowie an

der Langfriststrategie des Strategierates zu orientieren.3®

Zu Art. 8

Diese Bestimmung entspricht Art. 8 LAKG.

35 vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 13 f.
36 Ebd. Seite 14.
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Neben dem Strategierat, der fir die Festlegung der grundsatzlichen Strategie der
Stiftung zustandig ist, bestehen drei eigentliche Organe, namlich der Stiftungsrat,

die Geschiftsleitung und die Revisionsstelle.3”

Zu Art. 9

Der Vorschlag, dass der Stiftungsrat der LAK zugleich Stiftungsrat der Familienhil-
fe Liechtenstein sein soll, wurde im Rahmen der Vernehmlassung fast aus-
schliesslich kritisiert bzw. hinterfragt und ein eigener, von der LAK unabhéngiger
Stiftungsrat bzw. eine entsprechende Priifung gefordert (Gemeinden Eschen,
Vaduz, Planken, Ruggell, Schellenberg, Schaan, Gamprin, Triesenberg, Mauren,
Balzers; LAK; Familienhilfe Liechtenstein; LIPO; LSB). Ein Vernehmlassungsteil-
nehmer (LAK) hat vorgeschlagen, die Vernetzung zwischen der LAK und der Fami-
lienhilfe durch den Einsitz des jeweiligen Stiftungsratesprasidenten bzw. der je-
weiligen Stiftungsratesprasidentin in den Stiftungsrat der anderen Stiftung als

Gast zu fordern.

Aufgrund der mehrheitlich negativen Vernehmlassungseingaben wurde von die-
sem Vorschlag Abstand genommen und Art. 9 entsprechend angepasst, sodass
diese grundsdtzlich gleich wie Art. 9 LAKG3® lautet und die Familienhilfe Liechten-

stein liber einen von der LAK unabhdngigen Stiftungsrat verfiigt.

Gemass Art. 9 Abs. 1 besteht der Stiftungsrat aus einem Prasidenten und vier bis

sechs weiteren Mitgliedern.

Gemass Abs. 2 sind im Stiftungsrat, soweit moglich, Fachkompetenzen aus den
folgenden Bereichen vertreten: Medizin, ambulante Pflege und Betreuung, Fi-

nanz- sowie Rechnungswesen und Recht.

37 vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 28.
38 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 28 ff.
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Die Regierung erarbeitet gemadss Abs. 3 ein ausflhrliches Anforderungsprofil

Uber die fachlichen und personellen Anforderungen.

Gemass Abs. 4 kann der Vorsitzende des Strategierates sowie der Prasident des
Stiftungsrates der LAK an den Sitzungen des Stiftungsrates mit beratender Stim-
me teilnehmen. Die Teilnahme des Vorsitzenden des Strategierates an den Sit-
zungen des Stiftungsrates mit beratender Stimme fiihrt dazu, dass der Strategie-
rat Uber alle wichtigen Geschéfte des Stiftungsrates informiert ist und ein sinn-
volles Bindeglied zwischen Strategierat und Stiftungsrat besteht. Im LAKG soll
eine entsprechende Bestimmung eingefliigt werden (siehe Erlduterungen unten

zu Art. 9 Abs. 4 LAKG).

Die Entschadigung des Stiftungsrates wird gemass Abs. 5 von der Regierung fest-

gelegt.

Zu Art. 10
Diese Bestimmung entspricht Art. 10 LAKG.

Auch diese Bestimmung orientierte sich grundsatzlich an den in vergleichbaren
anderen Erlassen getroffenen Regelungen. Mit Blick auf das Bestehen eines Stra-
tegierates ist im Gesetz indessen vorgesehen, dass der Stiftungsrat in die Erarbei-
tung der grundsatzlichen Strategie involviert ist bzw. einen entsprechenden Ent-
wurf zu Handen des Strategierates auszuarbeiten und die Umsetzung der vom

Strategierat beschlossenen Grundsatzstrategie vorzunehmen hat.3?

Zwei Vernehmlassungsteilnehmer (Lebenshilfe Balzers; Gemeinde Balzers) sind
der Ansicht, dass im Aufgabenkatalog von Art. 10 enthalten sein misse, dass die
Stiftung mit Organisationen mit gleichem Zweck zusammenarbeiten musse, was

die Grundlage fir eine entsprechende Bestimmung in einem Organisationsreg-

39 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 32.
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lement fir die Geschaftsleistung ware. Dies wiirde auch den Abs. 4 von Art. 3 der

Vernehmlassungsvorlage obsolet machen.

Art. 10 regelt die Aufgaben des Stiftungsrates. Es erscheint nicht passend, in die-
sem Artikel die grundsdtzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen zu normieren. Die Pflicht zur Zusammenarbeit kdnnte jedoch in
der Beteiligungsstrategie festgehalten werden (siehe z.B. auch die Beteiligungs-

strategie der LAK, Seite 3).

Zu Art. 11
Diese Bestimmung entspricht Art. 11 LAKG.

Diese Bestimmungen lber die Geschaftsleitung orientierte sich an Vorschriften
zu anderen 6ffentlichen Institutionen. Wesentlich ist, dass vor der Wahl der Mit-
glieder der Geschaftsleitung eine o6ffentliche Ausschreibung stattzufinden hat
und der Stiftungsrat verpflichtet wird, die wichtigen organisatorischen Bestim-

mungen in den Statuten und im Organisationsreglement zu regeln.*°

Zu Art. 12

Diese Bestimmung entspricht grundsatzlich Art. 12 LAKG.

Die Stiftung ist revisionspflichtig und wird von einer anerkannten Wirtschaftspru-
fungsgesellschaft, die von der Regierung bestimmt wird, tGberprift. Auch dafir
finden die Bestimmungen des PGR Anwendung, wobei die Statuten der Revisi-

onsstelle besondere Aufgaben zuweisen kénnen.*!

Zu Art. 13
Diese Bestimmung entspricht Art. 13 LAKG.

40 vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 33 f.
41 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 34.



54

Als Unternehmen in der Grossenordnung der Familienhilfe Liechtenstein muss
die Stiftung zur ordnungsgemadassen Rechnungslegung verpflichtet sein. Dabei
sollen neben den allgemeinen Vorschriften zur Rechnungslegung des PGR fiir die
Erstellung des Geschaftsberichtes die ergdanzenden Vorschriften des PGR an-
wendbar sein, wie sie flr bestimmte Gesellschaftsformen vorgesehen sind (Art.
1063 bis 1096a PGR). Die Stiftung hat damit einen Geschéftsbericht, der sich aus
der Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang) und dem Jahresbericht

zusammensetzt, zu erstellen.

Zu Art. 14
Entsprechend der Stellungnahme der Datenschutzstelle (DSS) wird eine Bestim-

mung betreffend die Verarbeitung personenbezogener Daten eingefligt.

Zu Art. 15

Diese Bestimmung entspricht Art. 14 LAKG.

Die Stiftung untersteht der Oberaufsicht der Regierung. Dies folgt bereits aus Art.
78 Abs. 4 der Verfassung, der die Ubertragung bestimmter éffentlicher Aufgaben
mit Gesetz an Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

erlaubt, sofern die Oberaufsicht der Regierung gegeben ist.*?

Entsprechend den Grundsatzen der Corporate Governance fiir 6ffentliche Unter-
nehmen kommen der Regierung bestimmte Befugnisse und Verantwortlichkeiten
zu. Sie bestellt als Wahlbehorde den Prasidenten und die weiteren Mitglieder
des Stiftungsrates. Sie ist zustandig fiir die Genehmigung des Jahresbudgets und
des Jahresberichts. Zudem unterliegt, wie bereits erwahnt, die vom Strategierat
verabschiedete Grundstrategie einschliesslich der Eckwerte der Finanzplanung

der Genehmigung durch die Regierung. Das vom Stiftungsrat vorgelegte Jahres-

42 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 34.
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budget hat die vom Strategierat festgelegten und von der Regierung genehmig-
ten Eckwerte zu bericksichtigten, ansonsten kann eine Genehmigung durch die
Regierung nicht erfolgen (vgl. Abs. 3 Bst. a). Eine Ausnahme ist nur dann moglich,
wenn die Mehrheit der Gemeinden einer Nichteinhaltung der Eckwerte zuge-
stimmt hat (Abs. 3 Bst. b). Diese Ausnahmebestimmung ist erforderlich, um bei
ausserordentlichem Finanzbedarf ein Budget genehmigen zu kénnen, auch wenn
die Eckwerte der Finanzplanung nicht eingehalten sind. Dies soll jedoch nicht
gegen den Willen der Mehrheit der Gemeinden, die Beitrdge leisten (vgl. Art. 5

Abs. 2), moglich sein.*3

Gemass Abs. 2 Bst. b obliegen der Regierung die Wahl des Prasidenten und der

weiteren Mitglieder des Stiftungsrates.

Gemass Abs. 2 Bst. g obliegt der Regierung zudem die Festlegung und Anderung
der Beteiligungsstrategie im Sinne von Art. 16 Abs. 1 OUSG. Im Rahmen dieser
Beteiligungsstrategie wird die Regierungssicht fiir wichtige bzw. fiir die Stiftung
relevante Themenbereiche zur Festlegung der langfristigen Strategie des Strate-

gierates formuliert.*

In der Beteiligungsstrategie konnten auch die Details der Finanzierung, insbeson-
dere hinsichtlich Gewinnverwendung, Verlusttragung und Vermogensbildung

festgelegt werden (vgl. die Erlduterungen zu Art. 5).

Zu Art. 16

Diese Bestimmung entspricht Art. 15 LAKG.

In dieser Ubergangsbestimmung ist zu regeln, wie der Ubergang der Rechte und

Pflichten von des bisherigen Vereins Familienhilfe Liechtenstein auf die neue

43 vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 34 f.
44 Vgl. Bericht und Antrag Nr. 76/2010, Seite 12.
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Stiftung erfolgen soll. Nach Ansicht der Regierung kann dies dadurch geschehen,
dass die neue Stiftung von Gesetzes wegen als Rechtsnachfolgerin des Vereins
bezeichnet wird. Damit tritt sie in alle Rechte und Pflichten des privatrechtlichen
Vereins ein.*> Dies beinhaltet auch die bestehenden Arbeitsvertrage mit den

Mitarbeitenden, einschliesslich der Geschaftsfihrung.

Beim Inkrafttreten des Gesetzes sind dann die erforderlichen Anderungen im
Handelsregister zur Eintragung anzumelden. Von einer fiir eine o6ffentlich-
rechtliche Stiftung an sich moglichen Befreiung von der Eintragung soll abgese-
hen werden, da es als sinnvoll angesehen wird, dass auch fiir die neue Stiftung
ein Registerauszug mit Nachweis der Zusammensetzung des Stiftungsrates und

der Geschéftsleitung und deren Zeichnungsrecht ausgestellt werden kann.*®

Wie bereits ausgefiihrt, ist die Fachstelle fir hausliche Betreuung und Pflege der
Familienhilfe Liechtenstein e.V., Vaduz bei der Familienhilfe Liechtenstein ange-
gliedert*” und es wird fur die Fachstelle eine Spartenrechnung gefiihrt und ein
separater Jahresbericht erstellt.*® Somit tritt die Stiftung grundsatzlich auch in

die Rechte und Pflichten der Fachstelle der Familienhilfe Liechtenstein e.V. ein.

Zu Art. 17

Diese Bestimmung entspricht Art. 16 LAKG.

Dieses Gesetz sollte am 1. Januar eines noch zu bestimmenden Jahres in Kraft
treten, wobei genligend Zeit fiir die entsprechenden Vorbereitungsarbeiten (Er-
arbeitung der Statuten, der Beteiligungsstrategie usw.) eingeplant werden sollte.

Das Inkrafttreten wird voraussichtlich der 1. Januar 2024 sein.

45
46
47
48

Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 35.

Vgl. Bericht und Antrag Nr. 15/2010, Seite 36.

Vgl. Art. 6 BPGV.

Vgl. www.fachstelle.li/application/files/9916/1795/8069/Vollstaendiger_Jahresbericht_FST_2020.pdf.


http://www.fachstelle.li/application/files/9916/1795/8069/Vollstaendiger_Jahresbericht_FST_2020.pdf
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5.3 Erldauterungen zum Gesetz liber die Abanderung des LAKG

Zu Art. 9 Abs. 4

Art. 9 Abs. 4 soll analog zur entsprechenden Bestimmung im FHLG angepasst

werden (siehe hierzu die Erlauterungen zu Art. 9 FHLG).

Zu Art. 13a
Art. 13a soll analoge Bestimmung zu Art. 14 FHLG eingefligt werden (siehe hierzu

die Erlduterungen zu Art. 14 FHLG).

5.4 Erlauterungen zum Gesetz iiber die Abdanderung des Gesetzes iiber Ergan-
zungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung

(ELG)

Zu Art. 3duodecies Abs. 2 Bst. a und b sowie Abs. 3
Art. 3octies regelt das Betreuungs- und Pflegegeld fiir hausliche Betreuung und

Art. 3duodecies regelt die entsprechenden Zustandigkeiten.

In Art. 3duodecies ist eine Abanderung notwendig, da es keine «ortlichen Famili-
enhilfe-Vereine» mehr gibt und die Aufgaben der Fachstelle unabhangig davon

zu erfolgen hat, ob die Familienhilfe Liechtenstein beteiligt ist oder nicht.

Gemass Abs. 2 bestimmt die Regierung eine Fachstelle, der die Aufgaben gemass
den Bst. a bis d obliegen. Bst. a wird dahingehend richtig gestellt, dass der Fach-
stelle die Abklarung der Betreuungs- bzw. Pflegesituation bei Personen, die einen
Anspruch auf Betreuungs- und Pflegegeld angemeldet haben (vgl. Art. 3decies
Abs. 1 ELG) , obliegt (anstatt wie bisher «die Abkldarung der Betreuungs- bzw.
Pflegesituation bei Personen, die nicht von den ortlichen Familienhilfe-Vereinen

betreut oder gepflegt werden»).
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Zudem wird in Abs. 2 Bst. b der Begriff «Erstellung» durch «Genehmigung» er-
setzt, da entsprechend der bisherigen Praxis die Antragsteller ein Betreuungs-
und Pflegekonzept einzureichen haben, welches von der Fachstelle lediglich zu
genehmigen ist. Durch das Erfordernis der Genehmigung besteht fiir die Fach-
stelle (weiterhin) die Moglichkeit, entsprechende Auflagen bzw. Anpassungen zu

fordern, sofern diese erforderlich sind.

Abs. 3 wird dahingehend angepasst bzw. richtig gestellt, dass die Regierung das
Nahere lber die Fachstelle mit Verordnung regelt, wobei «und die Zusammenar-

beit mit den ortlichen Familienhilfe-Vereinen» gestrichen wurde.

6. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Der Regierungsvorlage stehen keine verfassungsmassigen Bestimmungen entge-

gen.

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTATIGKEIT UND RESSOURCENEIN-

SATZ

7.1 Neue und veranderte Kernaufgaben

Mit der gegenstandlichen Regierungsvorlage werden weder neue Kernaufgaben

geschaffen noch werden bestehende Kernaufgaben verandert.

7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und rdumliche Auswirkungen

Ein Vernehmlassungsteilnehmer (Gemeinde Eschen) hat nach den finanziellen
Auswirkungen dieser Gesetzesvorlage respektive der angedachten Struktur ge-
fragt und insbesondere die Fragen aufgeworfen, welche kostenwirksamen Sy-
nergien durch die Nahe zur LAK geschaffen werden kdnnten, wo hingegen mit

Mehrkosten zu rechnen sei, wie sich die neue Strukturgegeniiber der heutigen
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Losung auf die drei wesentlichen finanzierenden Parteien (Land, Gemeinden,
Dienstleistungsnehmer) auswirke sowie welche Auswirkungen die neue Struktur
allenfalls auf die fur die Familienhilfe Liechtenstein wichtige Spendensituation

und mogliche weitere Einklinfte habe.

In organisatorischer Hinsicht wird sich die Familienhilfe Liechtenstein auf strate-
gischer Ebene dahingehend verandern, dass sie anstatt tiber eine Mitglieder- und
Delegiertenversammlung liber einen Stiftungs- sowie einen Strategierat verfiigen

wird.

Nach Ansicht der Familienhilfe Liechtenstein hat diese Vorlage auch eine perso-
nelle Auswirkung, da das Sekretariat fiir den Stiftungsrat und die Geschaftslei-
tung deutlich ausgebaut werden misste. Gemass Ausfiihrungen der Familienhilfe
Liechtenstein werden diese Sekretariatsarbeiten derzeit in grossen Teilen von
der Prasidentin und der Geschaftsfiihrerin der Familienhilfe Liechtenstein erle-
digt, was in Zukunft in diesem Ausmass vermutlich nicht mehr moglich sein wer-
de. Zudem sei davon auszugehen, dass vermehrt auch Informationsarbeit zwi-
schen der Regierung und dem Strategierat einerseits und dem Stiftungsrat ande-

rerseits anfallen werde.

Rdumliche Auswirkungen sind von dieser Vorlage nicht direkt zu erwarten.

Nach Ansicht der Familienhilfe Liechtenstein ist von den folgenden finanziellen
Auswirkungen der gegenstandlichen Vorlage bzw. Umwand der Familienhilfe

Liechtenstein in eine Stiftung des 6ffentlichen Rechts auszugehen:

Der neue Stiftungsrat der Familienhilfe Liechtenstein wird fiir seine Leistungen

eine Entschadigung erhalten. Dies im Gegenstand zum aktuellen Vorstand.
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Flr die Assistenz bzw. das Sekretariat des Vorstandes bzw. Stiftungsrates sowie
Geschaftsleistung wird eine 100%-Stelle notwendig sein. Dies im Gegensatz zur

aktuellen 40%-Stelle.

Da die Familienhilfe Liechtenstein als 6ffentlich-rechtliche Stiftung keine Mitglie-
der mehr haben wird, werden kiinftig die Mitgliederbeitrdge wegfallen. Diese

betrugen in den Jahren 2019 bis 2021 rund CHF 300'000 pro Jahr.

Des Weiteren ist davon auszugehen, dass es in Zukunft mit der neuen Rechts-
form wesentlich schwieriger sein diirfte, Spenden fiir die Organisation zu erhal-
ten. Somit konnte sich die Hohe der Spenden reduzieren. Im Jahr 2020 (2019)
konnten beispielsweise CHF 523'240 (430°587) und Legate in Hohe von CHF
37'039 (5’000) verbucht werden.*

Zu berilicksichtigen ist nach Ansicht der Familienhilfe Liechtenstein auch, dass
derzeit die Mitgliedertarife um die Halfte niedriger seien als die Tarife fir Nicht-
mitglieder. Nach Ansicht der Familienhilfe Liechtenstein ist klar, dass es im Be-
reich der Betreuung in Zukunft keine Unterscheidung zwischen Mitglieder- und
Nichtmitgliedertarifen geben werde. Eine Anpassung der Tarife werde eine ent-
sprechende finanzielle Auswirkungen nach sich ziehen. Da derzeit noch nicht klar
ist, inwieweit die Tarife angepasst wiirden, kann auch keine konkrete Aussage

Uber die entsprechende finanzielle Auswirkung erfolgen.

Nach Ansicht der Familienhilfe Liechtenstein kdnnten durch die Umstrukturie-
rung der Familienhilfe Liechtenstein im operativen Bereich moglicherweise zu-

satzliche Synergien mit der LAK genutzt werden.

49 siehe den Jahresbericht 2020 der Familienhilfe Liechtenstein, Seite 35, abrufbar unter
https://www.familienhilfe.li/application/files/1516/2020/5365/Jahresbericht_2020.pdf


https://www.familienhilfe.li/application/files/1516/2020/5365/Jahresbericht_2020.pdf
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Schliesslich ist durch die Umwandlung in eine 6ffentlich-rechtliche Stiftung das
OUSG anwendbar und sind die entsprechenden Bestimmungen anwendbar, so-
fern das FHLG nichts anderes bestimmt. Durch die Umsetzung der Vorgaben
(OUSG; Corporate Governance Code) wird sich der Aufwand sowohl fiir die Re-

gierung als auch fiir die FHL entsprechend erhéhen.
7.3 Evaluation

Da weder neue Aufgaben geschaffen, noch bestehende Aufgaben verdndert

werden, kann auf eine Evaluierung verzichtet werden.

Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und die

beiliegenden Gesetzesvorlagen in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Dr. Daniel Risch
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lll. REGIERUNGSVORLAGE

1.  GESETZ UBER DIE FAMILIENHILFE LIECHTENSTEIN (FHLG)

Gesetz
vom ...

liber die Familienhilfe Liechtenstein (FHLG)

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine

Zustimmung:

I. Aligemeine Bestimmungen

Art. 1

Name, Rechtsform und Sitz

Unter dem Namen " Familienhilfe Liechtenstein" (FHL) wird eine selbst-
standige Stiftung des 6ffentlichen Rechts errichtet. Der Sitz der Stiftung wird in

den Statuten festgelegt.

Art. 2

Bezeichnungen und anwendbares Recht

1) Die in diesem Gesetz verwendeten Personen- und Funktionsbezeichnun-

gen gelten fiir Personen mannlichen und weiblichen Geschlechts.
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2) Sofern dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, findet das Gesetz liber

die Steuerung und Uberwachung 6ffentlicher Unternehmen erginzend Anwen-

dung.

b)

Art. 3

Zweck

1) Zweck der Stiftung ist:

die Gewdhrleistung einer bestmoglichen ambulanten Pflege, Betreuung,
Unterstiitzung und Beratung der im Land wohnhaften Betreuungs- und

Pflegebedirftigen;
die Sicherstellung der Koordination der involvierten Leistungserbringer;

die Gewahrleistung vorbeugender Massnahmen, um der Entstehung von

Betreuungs- und Pflegebediirftigkeit entgegenzuwirken.

2) Zur Erreichung ihres Zweckes kann die Stiftung insbesondere folgende

Aufgaben wahrnehmen:

a)

b)

c)

d)

ambulante Pflege und Betreuung von Betreuungs- und Pflegebediirftigen
aller Altersstufen einschliesslich Organisation und Durchfiihrung von vor-

beugenden Massnahmen;

Beratung und Unterstiitzung von betreuenden und pflegenden Angehori-

gen;

Wahrnehmung der Funktion als Anlauf- und Koordinationsstelle fiir die

Betreuung und Pflege zu Hause;
Aus- und Weiterbildung von Personen, die:

1. in der Stiftung angestellt oder fir diese ehrenamtlich téatig sind;
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2. aus dem Beziehungsumfeld der von der Stiftung betreuten und ge-
pflegten Person stammen und bei der Betreuung und Pflege mithel-

fen;

e) Pflege von Kontakten mit den zustandigen Behdrden, Beratung derselben
sowie Stellung allfdlliger Antrage fir behordliche Massnahmen, die zur
Verbesserung der Situation oder zur Abstellung von Missstanden erforder-

lich erscheinen;

f) FUhrung einer in ihrer Aufgabenerfillung weisungsunabhdngigen Fachstelle

nach Art. 3duodecies ELG;

g)  Sicherstellung des Service Public und anderer gemeinwirtschaftlicher Leis-

tungen.

3) Die Stiftung kann alle mit diesem Zweck in Zusammenhang stehenden

Tatigkeiten ausuben.

4) Besteht in einer Gemeinde bereits ein ausreichendes Angebot einer am-
bulanten Pflege, Betreuung und Beratung durch eine mittels Leistungsvereinba-
rung gebundene Familienhilfeorganisation, so kann der Zweck der Stiftung in den
Statuten dahingehend eingeschrankt werden, dass fiir die in dieser Gemeinde
wohnhaften Betreuungs- und Pflegebediirftigen keine Leistungen der Stiftung zur

Verfligung gestellt werden.

Art. 4

Stiftungsvermdgen

Das Stiftungsvermogen besteht aus allen Vermoégenswerten, welche der

Stiftung anldsslich ihrer Errichtung oder spater gewidmet werden.
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Art. 5
Einkiinfte

1) Einklinfte der Stiftung sind:
a) Beitrage von Land und Gemeinden;
b)  Entgelte fir die von der Stiftung erbrachten Dienstleistungen;
c) Spenden;

d) sonstige Einklinfte.

2) Die Beitrage nach Abs. 1 Bst. a werden je zur Halfte vom Land und von
den Gemeinden im Verhiltnis ihrer Einwohnerzahl getragen; ausgenommen sind

Gemeinden nach Art. 3 Abs. 4.

Il. Organisation

A. Strategierat

Art. 6

Zusammensetzung und Arbeitsweise

1) Der Strategierat besteht aus den Vorstehern der elf Gemeinden. Sie

wahlen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden.

2) Das geschaftsmassig fur die Stiftung zustandige Regierungsmitglied so-
wie der Prasident des Stiftungsrates nehmen mit beratender Funktion an den

Sitzungen des Strategierates teil.
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3) Der Strategierat zieht nach Bedarf externe Fachleute zu seinen Beratun-
gen bei. Die Regierung kann dem Strategierat Fachpersonal der Landesverwal-

tung zur Verfiigung stellen.

4) Der Strategierat legt Einzelheiten zu seiner Arbeitsweise und Beschluss-

fassung in einer Geschaftsordnung fest.

5) Vorsteher von Gemeinden, die die Stiftung nicht finanzieren (Art. 5 Abs.
2), nehmen lediglich mit beratender Funktion an den Sitzungen des Strategiera-

tes teil.

Art. 7

Aufgaben

Der Strategierat legt vorbehaltlich Art. 15 Abs. 2 Bst. a die grundsatzliche
Strategie der Stiftung einschliesslich der Eckwerte der Finanzplanung fest. Er holt

dazu Vorschldage des Stiftungsrates ein.

B. Organe

Art. 8

Organe

Organe der Stiftung sind:
a)  der Stiftungsrat;
b) die Geschaftsleitung;

c) die Revisionsstelle.
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Stiftungsrat

Art. 9

a) Zusammensetzung, Anforderungen und Entschddigung

1) Der Stiftungsrat besteht aus einem Prasidenten und vier bis sechs weite-

ren Mitgliedern.

2) Im Stiftungsrat sind, soweit moglich, Fachkompetenzen aus den folgen-

den Bereichen vertreten:

a) Medizin;

b) ambulante Pflege und Betreuung;
c) Finanz- und Rechnungswesen;

d) Recht.

3) Die Regierung erarbeitet ein ausfiihrliches Anforderungsprofil Gber die

fachlichen und personellen Anforderungen fir:
a)  den Stiftungsrat als Gremium;
b) jedes Mitglied des Stiftungsrates;

c) den Prasidenten im Besonderen.

4) An den Sitzungen des Stiftungsrates kdnnen mit beratender Stimme teil-

nehmen:
a) der Vorsitzende des Strategierates;

b) der Prasident des Stiftungsrates der Liechtensteinischen Alters- und Kran-

kenhilfe (LAK).
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5) Die Entschadigung des Stiftungsrates wird von der Regierung festgelegt.

Art. 10
b) Aufgaben

1) Dem Stiftungsrat kommen folgende unentziehbare und nicht delegierba-

re Aufgaben zu:

a)
b)
c)

d)

e)

f)

g)

h)

die Oberleitung der Stiftung;
der Erlass und die Anderung der Statuten;
die Festlegung der Organisation;

die Finanzplanung und die Finanzkontrolle, soweit fur die Flihrung der Stif-

tung erforderlich;
die Wahl, Uberwachung und Abberufung der Geschiftsleitung;

die Erarbeitung eines Entwurfs der grundsatzlichen Strategie einschliesslich

der Eckwerte der Finanzplanung zu Handen des Strategierates;

die Umsetzung der vom Strategierat beschlossenen und von der Regierung
genehmigten grundsatzlichen Strategie unter Beachtung der festgelegten

Eckwerte der Finanzplanung;

die Erstellung des Jahresbudgets und des Geschaftsberichts.

2) In den Statuten konnen die Aufgaben des Stiftungsrates ndher um-

schrieben und erweitert werden.
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Art. 11

Geschiiftsleitung

1) Die Mitglieder der Geschaftsleitung werden vom Stiftungsrat nach 6f-

fentlicher Ausschreibung gewahlt.

2) Die Geschéftsleitung ist fir die operative Flihrung der Stiftung verant-
wortlich. Zusammensetzung, Aufgaben und Kompetenzen der Geschaftsleitung
werden in den Statuten und im vom Stiftungsrat zu erlassenden Organisations-

reglement bestimmt.

Art. 12

Revisionsstelle

1) Die Regierung wahlt eine anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft im

Sinne des Wirtschaftspriifergesetzes als Revisionsstelle.

2) Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsatzlich nach den

entsprechenden Bestimmungen des Personen- und Gesellschaftsrechts.

3) In den Statuten konnen der Revisionsstelle weitere Aufgaben zugewie-
sen werden, sofern die Unabhéangigkeit der Revisionsstelle dadurch nicht beein-

trachtigt wird.
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lll. Rechnungslegung

Art. 13

Erstellung des Geschdftsberichts

Fir die Erstellung des Geschaftsberichts sind die erganzenden Vorschriften
fur bestimmte Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschaftsrechts mass-

gebend. Die Stiftung wendet dabei die Vorschriften fiir grosse Gesellschaften an.

IV. Datenschutz

Art. 14

Verarbeitung personenbezogener Daten

1) Die Stiftung darf personenbezogene Daten, einschliesslich besonderer
Kategorien personenbezogener Daten, verarbeiten oder verarbeiten lassen, so-

weit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben nach Art. 3 erforderlich ist.

2) Personenbezogene Daten nach Abs. 1 dirfen nur durch Personen, die
einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen, oder unter deren Ver-

antwortung verarbeitet werden.

V. Aufsicht

Art. 15

Regierung

1) Die Stiftung untersteht der Oberaufsicht der Regierung.
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b)

d)

e)

f)

g)

b)
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2) Der Regierung obliegen:

die Genehmigung der vom Strategierat beschlossenen grundsatzlichen

Strategie einschliesslich der Eckwerte der Finanzplanung;

die Wahl des Prasidenten und der weiteren Mitglieder des Stiftungsrates;
die Genehmigung der Statuten;

die Festlegung der Entschadigung der Stiftungsratsmitglieder;

die Genehmigung des Jahresbudgets und des Geschaftsberichts sowie die

Entlastung des Stiftungsrates;
die Wahl der Revisionsstelle;

die Festlegung und Anderung der Beteiligungsstrategie.

3) Die Regierung genehmigt das Jahresbudget, wenn:
die Eckwerte der Finanzplanung eingehalten werden; oder

die Mehrheit der Gemeinden einer Nichteinhaltung der Eckwerte zuge-

stimmt hat.

4) Die Regierung nimmt Reglemente, welche der Stiftungsrat aufgrund von

gesetzlichen Bestimmungen zu erlassen hat, zur Kenntnis.

VI. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 16

Rechtsnachfolge

1) Die Stiftung tritt in alle Rechte und Pflichten des privatrechtlichen Ver-

eins Familienhilfe Liechtenstein e.V. ein.
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2) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die erforderlichen Anderungen

im Handelsregister zur Eintragung anzumelden.

Art. 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-

dumsfrist am 1. Januar ... in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung.
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2.  GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER DIE LIECHTENSTEI-

NISCHE ALTERS- UND KRANKENHILFE (LAKG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abdanderung des Gesetzes liber die

Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine

Zustimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 30. Juni 2010 Uber die Liechtensteinische Alters- und Kran-

kenhilfe (LAKG), LGBI. 2010 Nr. 243, wird wie folgt abgedndert:

Art. 9 Abs. 4

4) An den Sitzungen des Stiftungsrates kdnnen mit beratender Stimme teil-

nehmen:
a) der Vorsitzende des Strategierates;

b)  der Prasident des Stiftungsrates der Familienhilfe Liechtenstein (FHL).
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Uberschrift vor Art. 13a

Illa. Datenschutz

Art. 13a

Verarbeitung personenbezogener Daten

1) Die Stiftung darf personenbezogene Daten, einschliesslich besonderer
Kategorien personenbezogener Daten, verarbeiten oder verarbeiten lassen, so-

weit dies zur Erflillung ihrer Aufgaben nach Art. 3 erforderlich ist.

2) Personenbezogene Daten nach Abs. 1 dirfen nur durch Personen, die
einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen, oder unter deren Ver-

antwortung verarbeitet werden.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... GUber die Familienhil-

fe Liechtenstein in Kraft.
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3. GESETZ UBER DIE ABANDERUNG DES GESETZES UBER ERGANZUNGSLEIS-

TUNGEN ZUR ALTERS-, HINTERLASSENEN- UND INVALIDENVERSICHE-
RUNG (ELG)

Gesetz
vom ...

betreffend die Abanderung des Gesetzes iliber Erganzungsleistungen

zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine

Zustimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 10. Dezember 1965 liber Ergdnzungsleistungen zur Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG), LGBI. 1965 Nr. 46, in der gel-

tenden Fassung, wird wie folgt abgedndert:

Art. 3duodecies Abs. 2 Bst. a und b sowie Abs. 3

2) Die Regierung bestimmt eine Fachstelle, der folgende Aufgaben oblie-

gen:
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a) die Abklarung der Betreuungs- bzw. Pflegesituation bei Personen, die einen

Anspruch auf Betreuungs- und Pflegegeld angemeldet haben;

b) die Genehmigung des Betreuungs- und Pflegekonzepts;

3) Die Regierung regelt das Nahere Uber die Fachstelle, insbesondere deren

Entschadigung, mit Verordnung.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom ... GUber die Familienhil-

fe Liechtenstein in Kraft.



	I. Bericht der Regierung
	1. Ausgangslage
	1.1 Stationäre und ambulante Betreuung und Pflege
	1.2 Drei-Säulenprinzip der Seniorenbetreuung
	1.3 Familienhilfe Liechtenstein
	1.3.1 Allgemeines
	1.3.2 Leistungsvereinbarung
	1.3.3 Finanzierung

	1.4 Lebenshilfe Balzers e.V.

	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	4. Vernehmlassung
	4.1 Vernehmlassungsteilnehmer
	4.2 Vernehmlassungsergebnis
	4.2.1 Grundsätzliches
	4.2.2 Lebenshilfe Balzers e.V. bzw. die Gemeinde Balzers
	4.2.3 Fachstelle für häusliche Betreuung und Pflege
	4.2.4 Übergeordnete Strategie


	5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen unter Berücksichtigung der Vernehmlassung
	5.1 Allgemeines
	5.2 Gesetz über die Familienhilfe Liechtenstein (FHLG)
	5.3 Erläuterungen zum Gesetz über die Abänderung des LAKG
	5.4 Erläuterungen zum Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG)

	6. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	7. Auswirkungen auf Verwaltungstätigkeit und Ressourceneinsatz
	7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben
	7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen
	7.3 Evaluation


	II. ANTRAG DER REGIERUNG
	III. REGIERUNGSVORLAGE
	1. Gesetz über die Familienhilfe Liechtenstein (FHLG)
	2. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische Alters- und Krankenhilfe (LAKG)
	3. Gesetz über die Abänderung des Gesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG)


